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Das walte Gott Vater, Sohn und heiliger Geist! 

,,Alles ist euer, 

ihr aber seid Christi, 

Christus aber ist Gottes." 

1. Kor. 3, 22-23

Die Evangelische Landeskirche Greifswald bekennt sich 
zu Christus, dem Sohn des lebendigen Gottes, dem für 
uns gekreuzigten und auferstandenen Herrn. Damit 
steht sie in der Einheit der einen heiligen christlichen 
Kirche, die überall da ist, wo das Wort Gottes lauter 
verkündigt wir,d und die Sakramente recht verwaltet 
werden. 

Ihre unantastbare Grundlage ist das Evangelium, wie 
es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments 
bezeugt ist. Sie erkennt die fortdauernde Geltung ihrer 
Bekenntnisse an: des apostolischen und der anderen 
altkirchlichen, ferner der Augsburgischen Konfession, 
der Apologie, der Schmalkaldischen Artikel und des 
Kleinen und Großen Katechismus Luthers. 

Sie weiß sich zu immer neuer Vergegenwärtigung und 
Anwendung dieser; Bekenntnisse verpflichtet, wie dies
auf der Bekenntnissynode in Barmen 1934 beispielhaft 
geschehen ist. 

Im Gehorsam des Glaubens an Gott, der ein Gott der 
Ordnung und des Friedens ist und will, daß alles ehr­
bar und ordentlich zugehe, hat sie sich folgende Ord-
nung gegeben. 
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Einleitende Bestimmungen 

Artikel 1 
Das Evangeliwn v.on Jesus Cllristus ist die Gabe Gottes 
an die weit. Die Kirche hat den Auftrag, dhs Evange­
lium zu verkündigen und auszubreiten. Auf Grund des 
evan:gE!lillchenVers�n9ni11se11 vom allgemeinen :Priester-
turn· SiQd alle Gläubigen berechtigt und verpflichtet, 
diesen Dienst zu tun. 

Artikel 2 
Wo sich Menschen im Glauben um Gottes Wort und 
Sakrament sammeln, ist die Gemeinde Jesu Christi: 
In der örtHchen Kirchengemeinde ebenso wie i,n pen 
übergreifenden Bereichen des Kirchenkreises, der 
Evangelischen, Landeskirche GrElifswald, der Gesamt­
kirche und .in den Werken der Diakonie Ünd Mission 
sowie in den übrigen Werken . der ll:irchlichen Arbeit. 
Sie alle leben von der einen Gabe und. stehen in dem 
einen Dienst, den sie mit .den Mitteln erfüllen, die 
ihrer besonderen A:ufgabe entsprechen. 

Artikel 3 
(1) Die Erfüllung des Auftrags Jesu Christi erfordert
mancherlei Ämter und Dienste in der Kirche.

. . 

(2) Alle Gemeindeglieder sind gerufen, ihre Gaben ·
in den Dienst Jesu Christi zu stellen, indem sie be­
stimmte Aufgaben der Gemeinde. übernehmen.
(3) Die :Pastoren sind zum Dienst der öffentlichen Ver­
kündigung des Wortes Gottes und der Verwaltung der
Sakramente berufen. Ihnen sind in der örtlichen Kir­
diengemeinde das Pfarramt, in den übergreifenden
Bereichen der Kirche entsprechende Ämter, anvertraut.
(4) Außerdem gibt es in der Gemeinde weitere Mit­
arbeiter in Ämtern und Diensten, die der Verkündigung
und lJnterweisung, der Kirchenmusik und Diakonie,
der Verwaltung sowie der Pflege kirchlicher Grund­
stücke und Gebäude dienen.
(5) Zusammen .mit allen Mitarbeitern tragen die Älte­
sten Verantwortung für die Gemeinde.

Artikel 4 
(1) Die Kirche nimmt bei der Durchführung ihrer Auf­
gaben auch am allgemeinen Rechtsleben teil. Die Kir­
chengemeinden und Gemeindeverbände, die Kirchen­
kreise. und die Evangelische Lancleskirche Greifswald
sind KörpE:rschaften des Rechts.
(2) Ober ihre Lehre und über die.Ordnung urteilt und
entscheidet :die Kirche seibständig> Sie verleiht ihre
Ämter ohne Mitwirkung des Staates od.er der poli­
tischen. Gemeinde.

E r s t e r A b sch n i t t

Die KirchengemeJnde 

J. Aufgaben und Bereieh

Artikel ·5 
(1) Die Kirchengemeinde trägt die Verantwortung da­
für, daß das Evangelium verkiindigt wird: Im Gottes­
dienst .und Jn der Seelsorge, in der Erziehung der
Jugend, im Dienst der Nächstenliebe und im missio­
narischen Dienst.

(2) Sie ist dafür verantwortlich, daß zur Erfüllung
d.ieser Aufgaben gemäß der ·ordnung der Kirche' die
erforderlichen Ämter und Dienste in der Kirchen­
gemeinde ein.gerichtet, besetzt Und ausgeübt werden.

(3)'Sie hat die notwendigen gottesdienstlichen Stätten 
und sonstigen Einrichtungen zu schaffen. 
(4) Sie hat . die ihr anvertrauten . Mittel gewissenhaft'
füi: die Erfüllung ihrer Aufgaben zu verwenden. Ein­
gedenk ihrer Gliedschaft am Ganzen der K.irche trägt
sie nach Kräften auch zur Erfüllung der gesarntkirch­
lichen Aufgaben und zur Abhilfe der Nöte in anderen
Gemeinden bei.

Artikel 6 
(1) Die Kirchengemeinden .erfüllen ihre Aufgaben in
den Grenzen der kirchlichen Ordnung in eigener Ver�
antwortung.
(2) Die Kirchengemeinden nehmen am Leben der
Kirche und d.urch ihre Vertretung in den Synoden
auch an der Leitung der Kirche teil. Sie stehen im
besonderen in der lebendigen Gemeinschaft des Kir­
chenkreises.

Artikel 7 
(1) Die Kirchengemeinden bleiben in ihren bisherigen
•Grenzen bestehen.
(2) Ober eine Neubildung, Veränderung, Aufhebung
und Vereinigung von Kirchengemeinden beschließt
nach Anhörung der Beteiligten; wenn diese einver­
standen sind, das Konsistorium, andernfalls die Kir­
chenleitung.
(3) Wird eine Vermögensauseinandersetzung erforder'­

lich, Über die die Beteiligten sich nicht einigen, so
entscheidet der Rechtsausschuß der Evangelischen Lan­
deskirche Greifswald.

Artikel 8 
(1) Glieder einer Kirchengemeinde sind· alle getauften
evangelischen Christen, die im Sezirk der Kirchen­
gemeinde ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt
haben, wenn nicht ihre ZUgehörigkeit zu .einer·anderen
Gemeinde begründet ist. Die VerlegUng des Wohnsitzes
aus einer Kirchengemeinde . .in eine andere hat den
Wechsel der Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde zur 
Folge, sowcit nicht besondere abweichende Vorschriften
bestehen. Das gleiche gilt beim Zuzug von Gliedern
anderer evangelischer Landeskirchen. Das Nähere be­
. stimmt die Kirchenleitung,
(2) Personen, die nicht Gemeindeglieder sind, kön­
nen nach den Bestimmungen der Ordnung des kirch­
lichen Lebens in die Gemeinde aufgenommen werden.
(3) Das Nähere regelt· ein . Kirchen�esetz.

Artikel 9 
Wer nach den Bestimmungen des.staatlichen Rechts aus 
der Kirche austritt oder wer zu einer anderen Reli­
gionsgemeinschaft übertritt, verliert die Gemeindeglied­
schaft .• 

Artikel 10 
In besonderen Fällen kann zugelassen. werden, daß 
Gemeindeglieder niqi.t _der Ktrchengemei!}de ihres 
Wohnsitzes oder dauernden Aufenthalts, sondern einer 
anderen Kirchengemeinde angehören. Das Nähere be­
stimmt die Kirchenleitung. 

Artikel 11 
Von den Gemeindegliedern wird erwartet, daß sie 
ihr persönliches Leben in Haus und Beruf in de� Ver­
antwortung vor Gott und in der Zucht der Liebe· 
führen, daß sie am Gottesdienst und am Heiligen 
Abendmahl teilnehmen und dafür sorgen, daß ihre 
Ehe kirchlich eingesegnet wird, ihre Kinder getauft, 
christlich erzogen und konfirmiert, ihre Entschlafenen 
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unter. Mitwirkung der Kirche bestattet werden; Das 
Nähere bestimmt die Ordnung des kircnlichen Lebens; 
sie trifft auch Bestimmungen über die kirchliche Zucht. 

Artikel 12 
(1) 

_ 
Die Gemeinde:ipitgli�der haben das. Recht qnd -�liePflicht, nach dem Maß ihrer Gaben, Kräfte und Mog­

lichkeiten in der Gemeinde mitzuarbeiten. Ämter und 
Dienste, die ihnen die Gemeinde überträgt, sollen sie 
hingebend und · gewissenhaft wahrnehmen. 
(2) Die Gemeindeglieder tragen durch ihre Abgaben
und 0.pfer die Lasten der Kirche mit.

11. X.mter und Dienste 

1. Das Pfarramt
Aufgaben und· Stellung des Pfarrers

Artikel 13 
.:.,•�er Pf�rer ist zum Dienst der öffentlichen Verkün­

digung des Worte( Gottes·· und de-r Verwaltung der 
Sakramente berufen/ Er hat in der Gemeinde vor 
allem die :Pflicht, das Evangelium lauter und rein zu 
verkündigen, die Sakrainente recl).t zu verwalten, die 
christliche Unterweisung durchzuführen, die Glieder 
der Gemeinde in ihren. Häusern zu besuchen, den Dienst 
der Seelsorge mit tröstendem und di� Gewissen schär­
fendem Worte auszuüben· Und· in der diakonischen Ar� 
beit derGemeinqe anregend Ulld helfend mitzuwirken. 
(2) Der Pfarrer leitet .die Gemeinde. nach dem. Worte
Gottes im Geist der Liebe und der Zucht.

Artikel 14 
In seinem geistlichen Amt ist der Pfarrer innerhalb 
der kirchlichen Ordnung selbständig und nur an sein 
Ordinatfonsgelübde .gebunden. 

Artikel 15 
(1) Mehrere Kirchengemeinden könnep unter einem
Pfarramt zu einem Pfarrsprengel verbunden sein.
(2) In großen Kirchengemeinden kann das Pfarramt
mit mehreren Pfarrern besetzt werden.

Artikel 16 
(1) In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrern· liegt
die Vertretung des Pfarramts und die Geschäftsfüh­
rung in der Hand desjenigen, der den Vorsitz im
Gemeindekirchenrat führt.
(2) Jedem Pfarrer ist. ein bestimmter Teil der Gemeinde
als selbständig zu verwaltender Seelsorgebezirk und
in der Regel gleicher . Anten an den. pfarramtlichen
Pflichten zuzuweisen, sofern ihm nicht ein besonderes
Arbeitsgebiet übertragen ist.
(3) Das Nähere regelt eine Pfarrdienstord11ung, die vom
Gemeindekirchenrat · aufgestellt wird und der Geneh­
migung des Superintendenten bedarf. Ist der Super­
intendent selbst beteiligt, so liegt die Genehmigung
dem Konsistorium ob.

Artikel 17 
(1) Falls es dem Pfarrer vorubergehend nicht möglich
ist, die Ihm obliegenden Amtspflichten zu . erfüllen, 
hat er für Vertretung zu sorgen. 
(2) Zu AmtshandlUngen für Gemeindeglieder, die nicht
zu seinem Pfarrsprengel gehören, bedarf es der Vor­
lage eines Dlmissoriales, sofern nicht etwas anderes
ortsüblich ist. In K_irchengemeinden mit mehreren Seel­
sorgebezirken kann der Gemeindekirchenrat bestim-

men, daß die . Vorlage eines D/missoriales auch dann 
erforderlich ist, wenn ein Pfarrer eines anderen · Seel­
sorgebezirkes zu einer Amtshandlung in Anspruch ge-
nommen werden soll.- --

(3) In einer anderen Kirchengemeinde darf er nur mit
Zustimmung des zuständigen Pfarrers amtieren. Ver­
sagt dieser die Zustimmung, so kann die Entscheidung
des Gemeindekirchenrats angerufen werden. Versagt
sie auch der Gemeindekirchenrat, so entscheidet der
Superintendent.

Artikel 18 

Der Pfarrer darf seinen Dienst; i�sbeso�dere ällch die 
Spendung des Heiligen Abendmahls, einem evangeli­
schen Christen nicht deshalb versagen, weil dieser 
einem anderen innerhalb des Bundes der. Evangeli�chen 
Kirchen in der Deutschen Demokratfschen Republik 
geltenden Bekenntnis angehört. 

Artikel 19 

(1) Das Beichtgeheimnis ist unverbrüchlich.
(2) Die Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit
enthält Artikel 156.

Artikel 20 

(1) Von dem Pfarrer wird erwartet, daß er täglich im
Umgang mit dem Worte Gottes und im Gebet lebt
und mit seinem Hause ein Leben in christlichem. Geist
und in christlicher Zucht führt. Er steht in der Ge­
meinschaft des DienstE!s und Lebens mit den Amts­
brüdern des Kirchenkreises, mit denen er sich regel­
mäßig im Konvent zusammenfindet. Das r-Tähere regelt
eine Konventsordnuil.g 1). DiE! Teilnahme am Konvent
gehört zu seinen Amtspflichten.
(2) Von den Trägern des leitenden geistlichen' Amtes
erfährt der Pfarrer Rat;. Hilfe und seelsorgerlichen
Dienst. Er soll sich in allen Nöten vertrauensvoll an
sie wenden, in der Regel zunächst an den Super­
intendenten. Ihre Besuche und Visitationen hat er als
einen geistlichen Dienst der Kirche an Amt upd .Ge­
meinde anzunehmen.

Artikel 21 

(1) Der Pfarrer stE!ht in Lehre, Dienst und Leben in
der brüderlichen Zucht, die von den Amtsbrüdern,
vor allem von dem Superintendenten, geübt wird.'

• (2) Reicht weder die brüderliche Mahnung noch die "'·
Vermahnung der leitenden geistlichen Amtsträger aus,
um Anstöße zu beseitigen, so .tritt di.e Disziplin . der
Kirche ein. Das Nähere bestimmt ein Kirchengesetz.

Artikel 22 

(1) Der Pfarrer iteht als vE?rord:rieter Diener des Wortes
auf Lebenszeit zur Kirche in einem Dienstverhältnis
besonderer Art.
(2) Der J>farrer hat ein Anrecht auf Hilfe,. Schutz und
Fürsorge der Kirche. Mit seinE?m Unterhalt ist er,
solange er eine Gemeindepf�rrstellE? verwaltet, an die
Kirchengemeinde· gewiesen, der· die Kirche im Bedarfs­
fall die· notwendige Hilfe gewährt. Bekleidet der Pfar­
rer infolge von · Umständen, die er nicht zu vertreten
hat, kein Amt, so sorgt die Kirche für ihn.
(3) Im übrigen werden die Rechte und Pflichten, die
sich aus dem Dien�tvE!rhältnis ergeben, unter Beachtung
der in dieser Kirchenordnung gegebenen Grundsätze

1) Konventsordnung vom 27. 10. 1953 (ABI. Greifswald
1956 Nr. 4 S. 42)



20 A mtsblatt Heft. 2/3 / 1986 

zu einer Ordnung derDienstverhältniss� der Pastoren�) 
zusammengefaßt; In ihr werden. auch · die Vorausset­
zungen geregelt, unter denen ein Pfarrer in ein an­
deres Amt in den Wartestand .und in den Ruhestand 
v;ersetzt werden kann. 

Artikel 23 

Die Kirchenleitung ist ermächtigt, einem Pfarrer mit 
besonderen Aufgaben eine entsprechende Amtsbezeich­
nung beizulegen. 

Die Zulassung Z1ID1 Ami 

Artikel 24 

Kirche und zu einem seinem Beruf innerlich und äußer·­
lich entsprechenden Wandel verpflichtet. 

(2) Die Ordination gehört zu den Obliegenheiten des 
Bischofs (vgl. Art. 119 Abs, 4 und Art. 81 Abs. 3 Ziffer 7). 

(3) Die mit der Ordination verliehenen Rechte können 
nach näher�r Bestimn111ng der kirchlichen Ordnung 
entzogen .oder.abgelegt werden 4),

Die Berufung in das Amt 

Artikel 27 

Die Berufung zum Pfarrer einer Kirchengemeinde setzt 
voraus, daß eine ordnungsgemäß errichtete Pfarrstelle 
besetzt werden. kann. 

Artikel 28 

Die Gemeindepfarrstellen werden .abwechselnd durch 
die Kirchengemeinde unter Bestätigung durch das Kon­
sistorium und durch das Konsistorium unter vorher­

.. gehender Beteiligung der • Kirchengemeinde besetzt. 

Die Kirche kann das Pfarramt, nur solchen Männern 
und Frauen anvertrauen, die Jm Evangelium wurzeln, 
für das Amt zugerüstet sind . und di� lialtung zeigen, 
die einem kirchlichen Amtsträger eignen muß. Sie 
prüft daher die, die das Amt begehren, auf ihre Vor­
bildung und ihre Eignung und überträgt ihnen auf 
Grund dieser Prüfung das Predigtamt durch die Ordi-' Da;,; Nähere Qber das Besetz.ungsverfahren regelst das 

· • Kircheng,esetz über die Besetzung der Pfarrstellen °). nation. 

Artikel 25 

(1) Die theologische Vorbildung erfolgt auf staatlichen 
Höchschulel/l und theologisch-wissenschaftlichen Ausbil­
dungsstätten der Kirche. Auf Grund einer theologisch­
wissenschaftlichen Pfijfung. und der sonstigen Eignung 
entscheidet die Kirchenleitung. über die Aufnahme in 
den Vorbei;eitungsdienst der Kirche. 

·t2) Der Vorbere'i.tungsdienst ;;ird mit einer . zweiten 
'früfung vor dem Theologischen Prüfungsamt abge� 
schlossen. Wer sie besteht und für' geeignet. befunden 
Wird, kann von der Kirchenleituhg in den Dienst der 
Kirche übernommen und ordiniert werden. Der Ordi­
nierte führt die Amtsbezeichnung Pastor und kann zum 
Pfarrer berufen werden;. Bis,� zur festen' An,stellung 

.wird er .mit der UnterstützuQg eines :Pfarrers· oder mit 
der Verwaltung einer Pfarrstelle widerruflich beauf­
tragt. 

(3) Das Nähere über die Vorbildung der Pfarrer und 
über die Zulassung zum Amt bestimmen besondere 
Ordnungen 3). 

(4) Die Kirchenleitung kann auch Männer und Frauen 
zum pfarramtlichen Dienst zulassen, d\e eine andere 
.Vorbildung. haben, als sie in Absatz 1 Satz 1 vorgese'­

hen ist. Das Nähere besq,mmf eine besondere Ordnung; 

Artikel.2� 

(1) Die Ordination wird im Auftrag der Kirche unter 
Gebet und Handauflegung in · einer gottesdienstlichen 
Handlung vollzogen, in der der zukü:nftige Pastor durch 
ein Gelübde seine im. Bekenntnis der Kirche bezeugte
Bindu:ng an die Heilige Schrift bejaht u:nd sich zur
Treue im Amt, ium Gehorsam gegen die Ordnung der 

� . Pfarrerdien13tgesetz des Bundes d.er Evangelischen 
· Kirchen ; 'in der. DDR . vom 28. 9. '1982, · Kirchengesetz der 
· Evangelischen Kirche der Union' zur Ausführung des Pfar­
rerdienstgesetzes des Bundes .der Evangelischen Kirchen 
in der DDR vom. 4.6.1983. und ,l{irchengesetz zur Durch­
führung des Pfarrerdienstgesetze_s des Bundes der Evan-. 
gelischen Kirchen in der DDR vom 6.11.1983 (ABL. Grfsw. 
1984 Nr. ;l S. l'l). 

3) s. Pfarrer-Ausbildungsgesetz. vom . 2. 12. 1965 (ABI. 
Greifswald 1967 .Nr. 1 S. 1 in der Fassung der Verordnung 
zur Änderung· der Ausfühtungsbestimmungen (ABI. Greifs­
wald 1978 Nr. 7-8 S. 76) und des 2. Änderungsgeiietzes vom 
18. 5. 1980 (ABI. Greifswald 1980 Nr. 11 S. 109) und Pfarrer­
dienstgesetz vom 28. September 1982 (ABI. Greifswald 1984 
Nr. 3 S.1'7) soWie Ordnung für Theologische Prüfungen 
vom 14. 4. 1970 (ABI. Greifswald 1970 Nr. 6 S. 57), 

Artikel .29 

(1) ·. Der Pfarrer Wird im • Gemeindegottesdienst durch 
den Superintend�nten eingeführt. Dabei wird ihm die 
Berufungsurkunde · übergeben. · Der Beginn des Dienst"' 
verhältnisses wird durch besondere Ordnung geregelt 6).

(2) Nach der Einführung hält der Pfarrer die .Antritts­
predigt· und begrüßt damit •·· zugleich ·. die Gemeinde. 
Hat die Ordi:nation noch nicht stattgefunden, so ist 
sie mit . der Einfü,hrung ZU ver@naen. 

Errichtung und Aufhebung von Pfarrstellen 

Artikel ·30 

Über die Errichtung neuer µnd die Aufhebung beste­
hender Gemeindepfarrstellen wie auch über die Her­
stellung und Aufhebung dauernder pfarramtlicher Ver­
bindungen· von Kirchengemeinden beschließt nach An­
hörung des Gemeinde- und des Kreiskirchenrates, wenn 
die Beteiligten e,inverstanden sind, das Konsistorium, 
andernfalls· die Kirchenleitung. · · 

Artikel 31 

(1) Zur Erfüllung-besonderer Aufgaben können Pfarrer, 
Pastorinnen, Prediger und Hilfskräfte auch im über­
gemeindlichen Dienst beschäftigt werden. Hierfür kön­
nen übergemeindliche Stellen errichtet werden. 
(2) Stellen des Kirchenkreises werden durch Bescllluß 
der Kreissynode .errichtet µnd vom Kreiskirchenrat 
besetzt. · Die Errichtung · und die· Besetzung bedarf der 
Bei;;tätigung des Konsistoriums. 

(3) Gesamtkirchliche Stellen ;werden durch Besdlluß 
der·Landessynoi:le errichtet Ulid von der Kirchenleitung 
besetzt. 

(4) Für. diese.·Arntsträger im tlbergemeindlichen Dienst 
gelten die Bestimmungen sinngemäß, die für die Amts­
träger in den· Kirchengemeinden gelten. 

") S. Abschnitt II, Teil 2 des Pfarrerdienstgesetzes 
(a. a. 0.). 

5). Kirchehgeseiz über die Besetzung det Pfarrstellen 
vom 2. Juni 1950 (ABI. Grfsw. 1950 Nr. 3 S. 52) und VO 
über die Wiederbesetzung von Pfarrstellen vom 2. 3. 1960 
(ABI. Grfsw. 1960'Nr. 3-4. S. 7). 

6) Ordnung für den katechetischen Di,enst vom 30. 4. 19(13 
(ABl. Grfsw. 1963 Nr. 5 S. 53), Ordnung für den Dienst der 
Bereichskatecheien vom 28. 9. 1973 (ABI. Grfsw. 1974 Nr; 4/5\ 
s. 37). ·' 



Heft 2/3 / 1986 A m t s b l a t t 21 

2. Weitere Ämter und Dienste 

Artikel 32 

(1) Die Erfüllung des Auftrages Jesu Christi erfordert
in der Gemeinde weitere Ämter und Dienste. Sie
dienen der Verkündigung des Evangeliums, der christ­
lichen Unterweisung, der Seelsorge und dem Dienst
der Liebe, der Gestaltung des Gottesdienstes und des
Gemeindelebens, der Verwaltung und der Pflege kirch­
licher Grundstücke und Gebäude.

(2) Die Mitarbeiter in den verschiedenen Ämtern und
Diensten sind in ihrem Tätigkeitsbereich selbständig, 
unbeschadet der Befugnisse des Gemeindekirchenrates 
und anderer kirchlicher Organe und Dienststellen. Ihre 
Beteiligung an der Arbeit des Gemeindekirchenrates 
richtet sich nach Artikel 66. 

Artikel 33 
(1) Für bestimmte Aufgabenbereiche in Verkündigung 
und Unterweisung können in der Gemeinde neben 
dem Pfarrer andere Mitarbeiter tätig sein. Ihr Dienst
macht sie mitverantwortlich für das Leben in der
Kirchengemeinde. Mitarbeiter und Gemeindepfarrer
halten deshalb ständige Verbindung untereinander.

(2) Der Dienst der Mitarbeiter kann sich auf die Auf­
gaben der Unterweisung 6) beziehen, auf die Arbeit
an den Kindern aller Altersstufen, Jugend-, Eltern­
und Familienarbeit, den Dienst im kirchlichen Kinder­
garten, aber auch auf die Besuchsarbeit, Seelsorge oder
Gemeindekreise.
(3) Der Verantwortungsbereich des Mitarbeiters muß
klar umgrenzt sein. Der Mitarbeiter ist in seinem
Dienst an Schrift und Bekenntnis gebunden.

Artikel 34 
(1) Für die Pflege der Kirchenmusik und der Sing­
arbeit in der Gemeinde trägt der Kirchenmusiker 7)
die Verantwortung. Der Dienst des Kirchenmusikers
umfaßt die Aufgaben des Organisten und Chorleiters.
Seine Tätigkeit dient der Verkündigung, der Anbetung
und dem Gemeindeaufbau.

(2) Der Dienst des Kirchenmusikers in einer Kirchen­
gemeinde kann verbunden sein mit anderen Auf­
gaben, insbesondere der Verkündigung und · Unter­
weisung der Diakonie und Verwaltung.

Artikel 35 

Der diakonische Dienst in der Gemeinde erstreckt sich 
auf den Dienst an Alten, Kranken, Hilfsbedürftigen 
und Geschädigten. Durch seinen Dienst trägt der Mit­
arbeiter in der Gemeindediakonie 8) zur engeren Ver­
bindung zwischen Kirche und Familie sowie zwischen 
Kirchengemeinde und diakonischen Anstalten bei. 

Artikel 36 
Für Verwaltungsaufgaben können Mitarbeiter haupt­
oder nebenberuflich angestellt werden. Die Anstellung 
erfolgt in der Regel im Vertragsverhältnis. Falls sie 

� 

7) Kirchengesetz über die Vorbildung und Anstellungs­
fähigkeit von Kirchenmusikern; Berufsordnung für das 
Kirchenmusikalische Amt; Kirchenmusikalische Fachauf­
sichtsordnung, alle vom 11. 11. 1960 (ABI. Grfsw. 1962 Nr. 2 
S. 14 ff.) in der Fassung des Anderungsgesetzes vom 2. 7.
1978 (ABI. Grfsw. 1978 Nr. 10 S. 97) und Ausführimgsbe­
stimmung zur Berufsordnung vom 16.7.1976 (ABI. Grfsw.
1976 Nr. 8 S. 97).

8) Kirchengesetz über das Amt, die Ausbildung und c4e
Anstellung der Diakone vom 13. 2. 1959 (ABI. Grfsw. 1960 
Nr. 7-8 S. 33). 

Dienste von besonderer Verantwortung wahrnehmen, 
können sie auf Lebenszeit berufen werden. 

Artikel 37 

Für die würdige Vorbereitung der gottesdienstlichen 
Räume und für die äußere Ordnung während der 
gottesdienstlichen Feier sorgt der Küster. Zu seinen 
Aufgaben gehört unter anderem, für die Durchführung 
der Läuteordnung sowie für Ordnung und Sauberkeit 
kirchlicher Gebäude und Grundstücke zu sorgen. 

Artikel 38 

(1) Die Mitarbeiter in der Gemeinde müssen für den
kirchlichen Dienst geeignet und für ihr Aufgabengebiet
vorgebildet sein. Einzelheiten hierüber regeln die be­
treffenden Kirchengesetze und Ordnungen.
(2) Die Einsegnung und Einführung der Mitarbeiter
richtet sich nach den für sie geltenden Ordnungen. 

Artikel 39 
Die Mitarbeiter stehen im Dienst de.r Kirchengemeinde 
oder des Kirchenkreises. Die Anstellung kann auch 
durch die Landeskirche sowie durch kirchliche Anstal­
ten und Einrichtungen erfolgen. Die Mitwirkung ande­
rer Organe und Dienststellen bei der Anstellung richtet 
sich nach den dafür geltenden Ordnungen. 

Artikel 40 

Geeignete Gemeindeglieder können für verschiedene 
Ämter und Dienste sowie für besondere Aufgaben der 
Gemeinde eingesetzt werden. Den Einsatz regelt der 
zuständige Mitarbeiter im Einvernehmen mit dem Ge-
meindekirchenrat. 

•, 

Artikel 41 

Zum Predigtc).ienst können besonders befähigte und 
vorgebildete Gemeindeglieder auf Antrag des Gemein­
dekirchenrates durch das Evangelische Konsistorium 
widerruflich zugelassen werden. 

3. Das Ältestenamt

Artikel 42 

Aufgabe der Ältesten ist es, gemeinsam mit dem 
Pfarrer und den weiteren Mitarbeitern der Gemeinde 
die Angelegenheiten der Gemeinde, soweit sie nicht 
dem Pfarrer oder einzelnen Mitarbeitern vorbehalten 
sind, so zu ordnen, daß es in der Gemeinde dem Geist 
Jesu Christi gemäß recht und ordentlich zugeht. 

Artikel 43 
Die Ältesten sollen in der Teilnahme am kirchlichen 
Leben, in qer Mitarbeit an den Aufgaben der Ge­
meinde und· in ihrer eigenen Lebensführung den Ge­
meindegliedern ein Vorbild geben und sie zu leben­
diger Teilnahme an Leben und Arbeit der Gemeinde 
führen. Sie sollen sich über die innere und äußere 
Lage der Gemeinde Kenntnis und Urteil verschaffen 
und beides in der Gemeindeleitung fruchtbar machen. 

Artikel 44 

Für das Ältestenamt dürfen nur Gemeindeglieder auf­
gestellt werden, die sich treu zu den Gottesdiensten 
und Abendmahlsfeiern halten, die kirchlichen Lasten 
mittragen und sich nach Gabe und Bewährung zum 
Ältesten eignen. Sie müssen am Wahltage das 18. Le­
bensjahr vollendet haben. Gemeindeglieder über 70 
Jahre können nur mit Zustimmung des Kreiskirchen­
rates für das Ältestenamt aufgestellt werden. 
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Artikel 45 
Die Zahl der Ältesten richtet sich riach der Größe der 
Kirchengemeiqde. Es sollen wenigstens vier und höch­
stens zwölf gewählt werden. Das Nähere bestimmt der 
Gemeindekirchenrat mit Zustimmung des Kreiskirchen­
rates;· 

Artikel 46 
(1) Die Altesten werden durch einen. Wahlaus�chuß 
der Gemeinde gewählt, Gleich.zeitig können in einem 
geso,nderten Wahlgang Ersatzälteste gewählt werden.

. (2) Der Wahlausschuß besteht aui; den Mitgliedern des 
Gemeindekirchenrates und den über 18 Jahre alten 
Mitgliedern des Gemeindebeirates� 

Artikel 47 
(l) Der Wahlausschuß wird vom V�rsitzenden des Ge­
meindekirchenrates geleitet;
(2) Zur Vornahme der Wahlhandlung ist" die An­
wesenheit von -mindestens zwei Drittel ·.der. Mitglieder 
des Wahlausschusses erforderlich. 
(3) Im übrigen finden die Bestimmtingen des Artikels
68 Ziff. 2 Satz 1, Ziff. 4 und Ziff. 5 Satz 1 über die Ge­
schäftsführung des Gemein.dekfrchenrates sowie die 
Bestimmung des Artikels . 156 üper die Pflicht zur 
Verschwiegenheit entsprechende Anwendung. 

Artikel 48 
Der Wahltermj.n für fällige Ältestenwahlen wird von 
der Kirchenleitu�g festges�tzt. 

Artikel 49 
(1) Sind . Älteste zu wählen, so stellt der Gemeinde- '
kirchenrat• nach Beratung mit dem Geme-indebeirat
spätestens acht Wochen vor der Wahl eine vorläufige
Vorschlagsliste auf, in der die _.einzelnen Seelsorge-

. bezirke oder Ortschaften angemessen zu berückSich:.tigen 
sind und die mehr Namen enthalten muß als Älteste 
zu wählen sind. 
(2-) Wer bei· der Kirchengemeinde haµJ?tberu�ich an­
gestellt ist; ist nicht in die Vor!jchlagsliste aufzunehmen. 
Eine Berufung in den Gemeindekirchenrat richtet sich 
nach Art_ikel 66_ Abs, 2. 

Artikel 50 
Die in. die vorläufige Vorschlagsliste ;aufgenommenen 
Gemeindeglieder sind durch den .Gemeindekil;chenrat 
zu. befragen, ob sie bereit sind1 das Amt-;eines Ältesten 
zu übernehmen und das Ältestengelübde abzulegen. 

Artikel .51 
(1} Na.eh. Befragung gemäß.oArtikel '50. hat der. Gemein" 
dekirchenrat die Gemeinde von der bevorstehenden 
Ältestenwahl sowie von der vorläufigen Vorschlagsliste 
durch .Kanzelabkü.ndigung in zwei .· aufeinanderfolgen,­
den Gottesdiensten an verschiedenen · Sonntagen und 
möglichst durch Aushang· iri Kenntnis zu set�n .. Dabei 
ist mitzuteilen, daß aus der Gemeinde innerhalb einer 
Woche seit der letzten Ka.nzelabkünäigung beirn Vor­
sitzenden des Gemeindekirchenrates Vorschläge zur Er­
g�nzung, der vorläufigen Vor11chlagsliste .oder auch Ein­
sprüche gegen die vorläufige Vorschlagsliste eingereicht 
werden .können. Au� die Voraussetzungen des Artikels 
44 . ist die· Gemeinde. hinzuwe•_·sen. 

· · · · 
, . · . . . . . .  

(2) Zur Einreichung von Ergänzungsvorschlägen oder 
Einsprüchen sind Gemeindeglieder berechtigt, die min• 
�estens 1, Jahre ·alt_ und im v?llen Besitz der kirch­
lichen Rechte sind. 

(3) De:r; Gemeindekirchentat berät mit dem Gemeinde­
beirat die Ergänzungsvorschläge und Einspruche und 
weist solche zurück, die den Erlordernissen der Artikel 
44 und 51 Abs. 2 nicht entsprechen. Gegen die Zurück­
weisung können die Beteiligten innerhalb einer Woche 
B:schwer!;le beim Gemeindekirchenrat. einle�en. Gibt 
dieser de:r; Beschwerde nicht statt, so. legt er sie dem 
Kreiskirchenrat )vor, der hierüber binnen 2 Wochen 
eridgül tig . entscheidet. 
(4) Die zugelassenen Ergänzungsvorschläge sind der 
Gemeinde durch Kanzelabkündigung in einem Gottes­
dienst_ und rp.öglichst durch Aushang beli:anntzugeben
mit dem l;linweis, daß aus per Gemeinde innerhalb 
einer .Wo�e seif der Kap.zelabkündigung · gegen die 
Ergänzungsvorschläge Einspr� beim Vorsitzenden des 
Gemeindekirchenrates eingelegt werden kann; die Be­
stimmung des Abs. 3 gilt hierfür entsprechend.

Artikel 5.2 
(1) Nach Ablauf der im Artikel 51 genannten Fristen 
stellt der Gemeindekirchenrat auf, der Grundlage der 
vorläufigen Vorschlagsliste unter Berücksichtigung der 
zugelassenen Ergänzungsvors.chläge, und Einsprüche der
Gemeinde eine endgültige Vorschlagsliste entsprechend
Artikel 49 auf. 
(2) füernach wählt· der Wahlau$.chuß aus der end­
gü.ltigeri. Vorschlagsliste d,ie Al testen ·in geheimer Ab­
stimmung mit Stimmzetteln. Jedes Mitglied des Wahl­
ausschusses darf nur einen · Stimmzettel abgeben.

(3) Die Stimmzettel haben . die Vorgeschlagenen in
alphabetischer Reihenfolge nach Namen, Vornamen, 
Beruf ,und Anschrift zu bezeichnen und bei jedem Vor­
geschlagenen eine Stelle zum:Ankreuzen zu enthalten. 
Es dürfen höchstens so viele Namen angekreuzt wer­
den, wie Älteste zu wählen sind; Stimmzettel mit mehr
Ankreuzungen sind ungültig. Weiterhin ungültig sind 
Stimmzettel,
a) die, ei11,e Verwahrung od!!i' einenJ(◊rbehalt gegen­

über einem Vorgeschlagenen enthalten,
b) die auf andere Namen lauten als• in dem Stimm­

zettel gemäß der endgültigen Vorschlagslis.te auf­
geführt sind. 

(4) Nach Abgabe der Siimmzettel und Auszählung der 
Stimmen stellt der Vorsitzende des Wahlausschusses
das Wahlergebnis fest.
(5) Gewählt sind in der festgesetzten Zahl zu Ältesten 
diejenigen, die die meisten Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit an. der Grenze der festgesetzten 
Ältestenzahl· entsch.eidet das Los. 
(6) Ehegatten, Geschwister, Eltern und Kinder, Groß­
eltern Und Enkel dürfen nicht gleichzeitig Älteste der­
selben Gemeinde sein. Werden sie gleichzeitig gewähl� 
so gilt nur die Wahl desjenigen, der die höhere Stim­
menzahl erhalten hat; bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los. 
(7)_ Das Wahlergl!bnis ist ·_in der Niederschrift. zu ver­
merken,_,der alle abgegeb�neri Stimmzettel beizufügen 
Sind. Die Niederschrift und die Stimmzettel werden 
vom Gemeindekirchenrat in Verwahrung genommen. 

Artikel 53 
(1) Die Namen der gewählten Ältesten werderi im
nächsten . Gottesdienst der Gemeinde bekanntgegeben.
(2) Pie Ältesten werden. im Gottesdienst vor der ver­
sammelten Gemeinde in iht Amt eingeführt. Sie haben
dabei das Amtsgelöbnis abzulegen.· Der den Vorsitz 
im Gemeipdekirchenrat führende Pfarrer fragt: 
„Ich frage Euch vor Gott und · dieser Gemeinde:· Wallt 
Ihr im Vertrauen auf Gott und sein Wort das Euch 
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befohlene Amt dem Bekenntnis und den Ordnungen 
der Kirche gemäß sorgfältig.verwalten. und gewissen­
haft darauf achten, daß aUes ordentlich und ehrbar 
in der Gemeinde zugehe und als treue Älteste für das 
Evangelium Jesu Christi und seine Kirche ··eintreten, 
so antwortet: Ja." 

· · 
. 

Die Ältesten antwtirten: ,,Ja, mit Gottes
! 
Hilfe.'' 

(3) Erst nach Ablegung des G.elöbnisses }cann das
Ältestenamt ausgeübt werden. Wer das Gelöbnis ver­
weigert, kann nicht Ältester sein.

Artikel 54 
(1) Das Amt des Ältesten dauert acht Jahre. Von vier
zu vier Jahren scheidet die Hälfte der ·Ältesten aus.
(2) Bei völliger Neubildung eines Gemeinde!drchen­
rates scheidet bereits nach vier Jahren die Hälfte der
Ältesten aus; wer ausscheidet, wird durch das Los
bestimmt.
(3) Die Ausscheidenden !)leiben bis zur Einführung
ihrer, Nachfolger im Amt.
(4) Älteste, die wiedergewählt sind, werden unter
Hinweis -auf das früher.geleistete Gelöbnis durch Hand­
schlag für die neue Amtszeit verpflichtet. · 

. Artikel 55 
Ein Ältester kann seiri Amt riur aus erheblichen Grün­
den niederlegen, u. a. wenn er .durch Krankheit oder 
andere außerordentliche Schwietig�eiten an der stän­
digt!n . ,Ausübung seines Amtes verhindert ist; 

' . 
i Artikel 56 

(1) Einem Ältesten, der seine Pflicht versäul'nt od�
sich unwürdig verhält, kann der Gemeindekirchenrat
eine brüderliche Mahnung oder, falls das nicht aus­
reicht, der Kreiskirchenrat einen Verweis erteilen. Liegt
eine grobe Pflichtwidrigkeit vor, so kann der Krefs­
kirchenrat die Entlassung aus dem ,\\.ltestenamt be­
schließen. Er hat vorher den Gemeindekirchenrat und
den Ältesten zu hören.
(2) Gegen den Beschluß ist binnen zwei Wochen Be�
schwerde beim·. Rechtsausschuß (Artikel 148) zulässig.
Dieser entscheidet endgültig; · 

(3) Wer aus dem Ältestenamt entlassen ist, darf nur
mit Zustimmy.ng des Kreiskirchenrates wieder in die
Vorschlagsliste (Artikel 49 Abs. 1,. 52 Abs. l) aufge-
nommen werden. · · ·

Artikel 57 
1 (1) Tritt ein zum Ältesteti. Gewählter sein Amt. nicht
an oder scheidet ein Alt�ster während seiner Amts­
dauer aus, so stellt der qemeindekirchenrat auf Grund
der Wahlniederschrift fest,. welcher Ersatzälteste für
dessen Amtsdauer als Älte�ter in den Gemeindekirchen­
rat eintritt.
(2) Ist die Liste der gewählten Ersatzältesten erschöpft
oder. sind keine Ersatzältesten. gewählt worden, so
kann der Wah1ausschuß Älteste für die· Amtsdauer
ausgeschiedener Älteste� wählen. Diese Wahl erfolgt 
in entsprechender Anwendung von Artikel 49 bis 53, 
wobei die Vorschlagsliste gern. Artikel 49 Abs.1 nicht 
mehr Namen zu' enthalten braucht; als Älteste zu 
wählen sind. 

01. Der. Gemeindekirchen.tat

Artikel 58 
(1) Dem Gemeindekirchenrat obliegt die Mitverant­
worttlne für die Pflel!e des kirchlichen Lebens und

damit zugleich auch für die rechte Verkündigung des 
Evangeliums. .In dieser. Verantwortung leitet er die 
Gemeinde unbeschadet des besonderen Auftrages des 
Pfarrers. 
(2) Er sorgt dafür, daß der. Gemeinde Gottes Wort
vielfältig angeboten wird und trägt die Verantwortung __ ·.
dafür, daß die · Gottesdienste regelmäßig und in• aus..c·
reichender Zahl gehalten werden und daß, sofern der
Pfarrer oder Vertreter den Gottesdienst nicht versehen
kann, Lesegottesdierist clurch .einen Ältesten oder ein
apderes Gemein.(ieglied gehalten wird. Er regelt aucl,i
die von den Ältesten im Gottesdienst zu überneh­
menden. Aufgaben. und tritt fül' . die. HeiUgung der
Sonn-, ·und Feiertage ein.
(3) Er hat dafür z:u sorgen, daß der Dienst des Pfarrers
und der anderen· Amtsträger der Kirchengemeinde
durch die _ Mitarbeit der Ältesten und anderer Ge-
meindeglieder. wirksam.· tinterstützt wird. · 

(4) Er hat darauf zu acliten, daß die persönliche Ver­
bindung zwischep Amtsträgern und Ge'meindegliedern
durch Hausbesuche gepflegt wird.
(5) Er 'ist für die Ausübung der Kirchenzucht in der
Gemeinde verantwortlich. · 

(6) Er ist mitverantwortlich_ 9afür, daß die kirchliche
Unterweisung der Jugend, sdwohl in der C.hristenlehre 
als auch im Konfirmandenunterricht, in rechter Weise 
durchgeführt werden kann. 
(7) Er hat dafür zu sorgen, daß die aperkannten Werke
der Kirche in der Kirchengemeinde Stützung und
Mitarbeit finden. · 

(8) Er soll sich der Armen und Kranken sowie der
Hilfsbedürftigen annehmen; .
(9) Er hat darüber hinaus die Pflicht, die äußeren
Voraussetzungen zu schaffen, die notwendig sind, um
den Dienst der Kirche zu ermöglichen und wirksam zu
gestalten.

· · 

Artikel 59 
Wenn die Gemeinde durch das Vei:halten eines Pfarrers 
oder· �ines Ältesten Schaden. erleidet, soll der Ge­
meindekirchenrat hierüber - wenn persönliche Aus­
sprache nfcht zum Ziele führt - zunächst selbst be­
raten und erforder;lich.enfalls dem Superintendenten 
berichten. Das gleiche gilt bei Verstößen anderer Amts-, 

träger der Kirchengemeinde, soweit nicht der Gemein­
dekirchenrat nach der kirchlichen· Ordnung selbst wei-
tere Maßnahmen. zu treffen vermag. · 

Artikel 60 

Zur Abändeqmg der üblichen Zeit der öffentlichen 
Gottesdienste �edarf es des 'Einverständnisses zwischen 
dem Pfa,rrer. und. 'de.m Gemeindekirchenrat, ebenso zur 
Vermehrung oder.· Verminderung der regelmäßigen 
Gottesdienste. Bei Meinungsverschiedenheiten· kann die 
Entscheidung des Kreiskirchenrates herbeigeführt wet.:. 
den. Eine da:uernde Verminderung. 'der- Gottesdiens.te 
bedarf auch der Zustimmung des Könsistoriums. 

Artikel 61 
., 

(1) Der Gemeindekirchenrat entscheidet, wenn kirch::
liehe Werke oder Vereinigungen Räume der Gemeinde
für gottesdienstliche Veranstaltungen· in Anspruch neh �
min 'wollen. Die !Cirche�leitung entscheidet über Eill"
sprüche und hat das· Recht, allgemeine Richtlinien zu
geben. · · · · 
(2) Das gleiche gilt, wenn in den Räumen der Kirchen­
e:emeinde n"chteot esd' ·. e Ve · stal n11:en i:: .att-



24 Am,tiPbla t t  Heft 2/3 / 1986 

finden sollen; sie dürfen nur zugelassen werden, wenn 
sie mit der Bestimmung und der Würde des Raumes 
in Ei�lang stehen. 
(3) Bestimmungen darüber, inwieweit kirchli.che Räume
anderen Kirchen· oder religiösen Gemeinschaften zur
Verfügung gestellt werden dürfen, bleiben dem Kon­
sistorium vorbehalten.

Artikel 62 
(l) Der Gemeindeldrchenrät errichtet . und besetzt die
Amtsstellen der Kirchengemeinde unter Beachtung
eines e�wll besteh�nden Stellenplans 'c1er Evangelischen
Landeskirche Greifswald und . regelt deren Obliegen­
heiten, soweit erforderlich,. durch eine Dienstordnung.
(2) Ei" verivaltet das kirchliche Vermögen einschließlich
der· kirchlichen . Stiftungen · und Anstal_ten der Kirchen�
gemeinde, soweit deren Satzungen die Verwaltüng nicht 
anders regeln, und führt die Wirtschaft der Kirchen­
gemeinde nach den Bestimmungen der kirchlichen Ver­
waltungsordnung. Insbesondere stellt er .den. ·Haus-:­
haltsplan auf und nimrnt die Rechnungen der kirch� 
liehen K·assen ab. 
(3) Er erhebt die Kirchensteuern· nach Maßgabe der
hierfür geltenden Orcl11ung, .beschließt im ij.abmen der
von der Kreissynode oder der . Lan<iessynode aufge� 
stellten Richtlinien über die Erhebung vori Umlagen 
und über die Aufstellung von Gebührenordnungen und 
bestimmt über die Verwendung der kirchlichen Opfer 
und Kollekten, die er im Rahmen eines von der Kir­
chenleitung_. aufgestellten Planes äusschteibt. 

Artikel. .63 
Der Gemeindekirchenrat vertritt die Kirchengemeinde 
in Rechtsangelegenheiten, insbesondere auch vor Ge� 
ticht.. 

. . 

Artikel '64 
Für besondere Einrichtungen kann der Gerneinde­
kirchenrat kirchengemeindliche •. Ordnungen oder Sat­
zungen beschließen. Diese .können die Kirchenordnung 
ergänzen, dürfen ihr aber nicht widersprechen. Sie 
unteriiegen der Genehmigung der Kirchenleitung, die 
vorher den Kreisldtche11rat hört. 

Artikel 65 
In welchen Fälle·n Entschließungen des Gemeinde­
kirchenrats zu ihrer Wirksamke.it einer Mitwirkuqg an­
derer kirchlicher. Stellen, insbesondere des Kreis� 
kirchenrats, des Konsistoriums· oder der Kirchenleitung 
bedürfen, richtet sich nach den jeweils hierfür beste-
henden besonderen Bestimmungen. 

Artikel 66 
(1) Z�m Gemei�deki�clie�rat gehl;jren die Ältesten und

· die Amtsträger, die·. in einem Pfarramt der Kirchen�
gemeinde fest angestellt od�r mit der Verwaltung oder

· Mitverwaltung eines· solchen Amtes vorübergehend· be­
traut sind. Das gleiche gilt für festangestellte Pasto­
rinnen und Prediger, die .in der Gemeinde Dienst tun.
(2) In den Gemeindekirchenrat können ferner durch
den Wahlausschuß (Art. 46) im· Zusammenhang mit
einer angeordneten Neuwahl von ,Ältesten (Art. 48 .und

. 54 Abs: 1 Satz 2) und jeweils. für die Zeit bis zur
nächsten· .. angeordneten Neuw.ahl • vp_n Ält.esten Mit­
arbeiter, die hauJ.)tberuflich in einem D.iem1tverhältJis 
;i:ut Kirchengemeinde stehen, bis zu 25 % der Gesatnt­
zahl der Ältesten (Arl. 45) berufen werden. Jeweils 
vorher beschließt der Wahlausschuß darüber, ob eine 
solche Berufung er.folgen soll •. Die Entscheidung hier­
ii �nwie r ie Beru u lt se t rfolgt in �e-

heimer Abstimmµng mit Stimmzetteln. :pie Bestim­
mungen des Arti 52 Abs; 5 und 6 finden- sinngemäß 
Anwendung. Nachberufung -ist möglidl. 
(3) Vikarinnen, Vikare und Hilfsprediger der Kirchen­
gemeinde, · die nicht nach Absatz 1 d.em Gemeinde­
kirchenrat als Mitglieder angehören, sirid zu den Sit­
zungen mit beratender Stimme hinzuzuziehen. Das
gleiche gilt in den. Angelegenheiten ihres Arbeits­
gebietes für die Träger sonstiger kirchlicher Ämter
und Dienste, soweit sie nicht nach· Abs. 2 dem Ge­
meindekirchenrat angehören. Sie sind auch zur Stellung
von Anträgen berechtigt.

Artikel 67 
(1) Den Vorsitz im Gemeindekirchenrat führt der Pfarr­
stelleninhabers In Gemeinden mit mehreren Pfarr­
stellen wechseln die PfarrsteÜ�ninhaber in der Reihen­
folge ihres kirchlichen Dienstalters von drei zu drei
Jahi;en im Vorsitz'. Der Wechsel tritt mit dem Beginn
eines neuen, Haushaltjahres ein. Der. Gemeindekirchen­
rät kann mit Zustimmung des. Kreiskirchenrats im
Einzelfall eine längere Amtsdauer beschließen, wenn
die besonderen Gaben des einzelnen . Pfarrstelleninha­
bers. oder andere. wichtige Gründe es nahelegen.; das 
Konsistorium kann auch von sich aus eine· anderweitige 
Regelung treffen. Verzicht' auf den Vorsitz ist mit 
Genehmigung des Superintendenten zulä�sig. 
(2) Der Gemeindekircherirat wählt aus den Ältesten
einen stellvertretenden Vorsitzencien, jedoch kommt in
Gemeinden mit mehreren Pfarrst'ellen die Vertretung
im Vorsitz in erster Linie dem jeweiligen VorgängEU"
im Vorsitz .. und . in Ermangelung eines solchen dem
nächsten zuin Vorsitz berufenen Pfarrstelleninhaber
zu.
(3) Ist die Pfai!"stelle erledigt oder'liegen sonst wichtige
Gründe vor, so ).{ann der Superintendent oder das
Konsistorium den Vorsitz äuch abweichend von vor­
stehenden Bestiinmurtgeri anderweitig. regeln. 

Artikel 68 
Für die Geschäftsführung des Gemeindeki�chenrats gilt: 
1. Der Gemeindekirchenrat soll einmal irn Monat zu­

sammentreten .. Er muß einberufen werden, wenn
ein Drittel der 'Mitglieder oder die ·leitenden Amts­
träger oder Organe des Kirchenkreises oder der
Evangelischen Landeskirche Greifswald es begehren.
Er ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der
Mitglieder anwesend ist.

·2. Die Verhandlungen werd.en mit Gottes Wort und
Gebet•. eröffnet und. mit Gebet .beschlossen. Der Vor­
sitzende leitEitdie Verhandlungen. Bei .Abstimmun­
gen entscheidet clie Mehrheit der Stimmen, bei 
Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende,. bei 
·wahlen das Los.

. . 

3. Wer an dem. Gegenstand der Be�chlußfassung per- ·
sönlich beteiÜgt ist�· stimmt ni<;ht mit. Bei der Ver­
handlung darf er· nur mit atisqHicklicher Genehmi­
gung des Gemeinqekircheiu:ats anwesend sein, vor
der· Abstimmung hat er sich zu entfernen. Die
Beachtung dieser Vorschrift ist in der Verhandlungs­
nf,ederschrift festzusteÜen,

4. Die Beschlüsse sind in einem Protokollbuch auf­
zuzeichnen. _Die Niederschrift . ist vorzulesen und -
nachdem sie genehmigt ist - vom Vorsitzenden und
einem Mitglied zu unterzeichnen.

5. Die Verhandlungen des Gemeindekirchenrats sind
nicht öffentlich. Die leitenden Amtsträger und die
Vertreter des Kreiskirchenrats, des Konsistoriums
und der Kir�hPnl1>it.11n<1 k-önnPTI ,,., ,1 .. ., Uo�"• .. -�--
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jederzeit teilnehmen, das Wort ergreifen und An­
träge stellen. -In besonderen Fällen · könrten sie den 
Vorsitz·· übernehmen. 

6. Der Vorsitzende trifft die geschäftlichen Maßnahmen
zur Ausführung der Beschlüsse des Gemeiridekir-.
cheilrats. Er führt den Schriftwechsel. In eiligen
Fällen ordnet er bis zum Zusammentritt des Ge­
meindekirchenrats einstweilen das Erforderliche
selbst an.

7. Beschlüsse des Gemeindekirchenrats werden durch
Auszüge aus dem Protokollbuch beurkundet, die der

1 
Vorsitzende beglaubigt.

8. Urkunden, ·welche die Kirchengemeinden Dritten
gegenüber verpflichten sollen, µnd Vollmachten sind
namens der Kirchengemeinde von dem Vorsitzenden
oder seinem Stellvertreter und zwei Ältesten unter
Beidrückung des Siegels zu vollziehen; dadurch wird
Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit der Beschluß­
fassung festgestellt.

Artikel 69 
(1) Jeder Älteste soll mö�lichst nach Art und Maß

· seiner Gaben für bestimmte Aufgaben persönlich ver­
antwortlich sein, sei es, daß er im Gottesdienst Hilfe
leistet oder die. Gemeindeglieder besucht oder daß ihm
die Fürsorge für die Aufgaben und Einrichtungen der
kirchlichen Unterweisung oder der Diakonie oder für
bestimmte äußere Angelegenheiten oder daß ihm an­
dere Dienste übertragen werden.
(2) Mit Zustimmung des •· Gemeindekirchenrats . kann
bei gegebenem Anlaß der Vorsitzende die Geschäfts­
führung dem stellvertretenden Vorsitzenden oder einem
a.nderen Mitglied überlassen.
(3) Der Gemeinde.kirchenrat kann einen Ältesten, aus�
nahmsweise auch ein anderes kirchlich bewährtes Ge­
meindeglied, zum Kirchmeister wählen. Dem Kirch­
meister liegt die Sorge für· die wirtschaftlichen Ange·­
legenheiten der Kirchengemeinde ob. In seiner Amts­
führung ist er dem Gemeindekirchenrat verantwortlich.
Seine Tätigkeit ist ehrE:?namtlich; mit ihr verbundene
Ausgaben werden vergütet,

Artikel 70 
Der Gemeindekirchenrat kann zur Vorbereitung oder 
Durchführung sei11er Beschlüsse oder zur Betreuung 
bestimmter Einrichtungen oder Arbeitsgebiete Aus­
schüsse oder Arbeitskreise bilden. Diese sind ihm ver­
antwortlich und erstatten ihm regelmäßig Bericht. 
Beschlüsse, die der Kirchengemeinde rechtliche Ver- · 
pflichtungen auferlegen, können sie nicht faSsen. Der 
Vorsitzende des Gemeindekirchenrats kann an ihren 
Beratungen jederzeit teilnehmen. 

Artikel 71 
(1) Der Gemeindekirchenrat bildet zu seiner Beratung
und Unterstützung einen Gemeindebeirat.
(2) In den Gemeindebeirat beruft · der Gemeinde­
kirchenrat Gemeindeglieder, die sich im kirchlichen
Leben bewähren und die Arbeit in der Gemeinde mit­
tragen. Dabei -sind die Gemeindekreise zu berücksich­
tigen. Mitarbeiter der Kirchengemeinde, die nieht nach
Art. 66 Abs. 2 dem Gemeindekirchenrat angehören,
werden in der Regel in den Beirat.•berufen,
(3) Die Zahl der Mitglieder des Gemeindebeirates rich­
tet sich nach der Größe der Kirchengemeinde. Sie muß
mindestens die gesetzmäßige Zahl der Mitglieder des
Gemeindekirchenrates (Artikel 66 Abs. 1) . erreichen,
wobei die hauptberuflich im Dienst der Kirchen­
gemeinde stehenden Mitarbeiter im Gemeindebeirat

nicht mitzuzählen sind. Sie soll insgesamt die vierfache 
gesetzmäßige Zahl · der Mitglieder des Gemeinde­
kirchenrates nicht übersteigen. 
(4) Der Gemeindekirchenrat kann eine Berufung in
den Gemeindebeirat jederzeit vornehmen. Dje Zusam-,
mensetzung des Gemeindebeirates wird jedes zweite
Jahr im Oktober überprüft. und durch· Kanzelabkün-. 
digung oder Aushang der Gemeinde bekanntgegeben 
mit dem Hinweis, daß innerhalb von zwei Wochen seit 
der Bekanntgabe beim Vorsitzenden des Gemeinde­
kirchenrates Ergänzungsvorschläge oder auch. Ein­
sprüche gegeri die Zusammensetzung eingereicht wer­
den können; Artikel 51 Abs. 2 findet Anwendung. Über 
die Ergänzungsvorschläge und Einsprüche beschließt 
der Gemeindekirchenrat. Gegen ·dessen Entscheidung 
können die Beteiligten innerhalb zwei Wochen nach 
Mitteilung Beschwerde beim Kreiskiz:chenrat einlegen, 
der endgültig entscheidet. Abschließend stellt der Ge;.. 
meindekirchenrat die Zusammensetzung des Gemeinde­
beirats fest und gibt sie in der Adventszeit der Ge­
meinde bekannt; dem Kreiskirchenrat ist alsdann hier-
über zu berichten. 
(5) Der Vorsitzende des Gemeindekirchenrats beruft
den Gemeindebeitat mindestens alle drei Monate zur
Beratung und Aussprache mit dem .Gemeindekirchen­
rat ein. Vor wichtigen Entscheidungen soll der ·Ge­
meindekirchenrat den Beirat hören. Die Bestimmungen
des Artikel 68 Ziff. 5 gelten entsprecnend.

Artikel 72 
Der Gemeindekirchenrat soll jährÜt:h mindestens ein­
mal die Gemeindeglieder zu einer. Gemeindever­
sammlung zusammenrufen. Er kann die Gemeindever­
sammlung zu einem Kirchentag ausgestalten. Er be­
richtet in der Versammlung über seine Arbeit und stellt 
den Bericht zur Aussprache. Dabei soll er für berech-, 
tigte Beanstandungen und für Vorschläge zur Besse­
rung und Bereicherung des· Gemeindelebens aufge­
schlossen sein. 

Artikel 73 
(1) Wenn ein Gemeindekirchenrat beharrlich die Er­
füllung seiner Pflichten vernachlässigt oder verweigert,
kann die Kirchenleitung ihm nach Anhörung des Kreis­
kirchenrats die weitere Ausübung seiner Tätigkeit
untersagen. Damit enden die Ämter der Ältesten. Die
Schuldigen können in eine Vorschlagsliste (Artikel 49
Abs. 1, 52 Abs. 1) und in den Gemeindebeirat nur mit
Zustimmung des Kreiskirchenrats wieder aufgenommen
werden.
(2) Bis zu einer Neuwahl von Ältesten hat der Kreis­
kirchenrat die Aufgaben des Gemeindekirchenrats 
einem anderen, Gemeindekirchenrat oder einem oder 
mehreren Bevollmächtigten zur Wahrnehmung zu über­
tragen; ·diese. haben dafür zu sorgen, daß möglichst
bald wieder Älteste gewählt werden .

. 
Mit deren Ein­

führung kann der Gemeindekirchenrat seine Tätigkeit 
wieder aufnehmen. 
(3) Der vorhergehende Absatz ist auch anzuwenden
bis zur Bildung eines Gerrieindekirchenrats in einer
neugebildeten Kirchengemeinde oder wenn ein Ge­
meindekirchenrat wegen ungenügender Mitgliederzahl
nicht mehr beschlußfähig ist. · 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 erfolgt die
Ältestenwahl durch einen Wahlausschuß, der aus den
Mitgliedern ·des nach Abs; 2 .beauftragten anderen Ge�
meindekirchenrates oder aus dem bzw. den nach Abs. 2
Bevollmächtigten sowie aus den über 18 Jahre alte�
Mitgliedern des Gemeindebeirates besteht. Im Fall der
Neubildung einer Kirchengemeinde ist der Gerneinde-
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beirat alsbald entsprechend Artikel 71 von den nach 
Abs. 2 mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Ge­
meindekirchenrates Beauftragten·: zu bilden. 

IV .. Besondere""Bestimmungen 

Artikel 74 
(i) Für Anstalts- und Personalgemeinden werden etwa
erforderliche besondere Bestimmungen von der Kir­
chenleitung erlassen; bis dahin gelten die bisherigen
Vorschriften weiter.

·· 

(2) Über die Anerkennung neuer Anstaltsgemeinden
entscheidet die Kirchenleitl1ng. ;Die Anerkennung setzt 
in der Regel voraus, daß die Anstaltsgemeinde die 
Gewähr der D.auer bietet, ein eigenes ständiges Pfarr­
amt und eine eigene gottesdienstliche Stätte besitzt. 

Artikel 75 
Große Kirchengemeinden können in Gemeindebezi.rke 
gegliedert werden. Über die Bildung von Gemeinde­
bezirken beschließt der Gemeindekirchenrat im Wege 
der kirchengemeindlichen Ordnung oder die Kirchen­
leitung nach Anh<irung des Gemeinde- und des Kreis­
kirchenrats. Die kirchengemeindliche Ordnung oder der 
Beschluß der Kirchenleitung müssen die Verteilung der 
Pfarrer und Altesten auf die Bezirke und die Bildung 
von Bezirkskirchenräten vorsehen, sie sollen den Be­
zirken alle wesentlichen Aufgaben, insbesondere die 
Wahl der Pfarrer und der .Ältesten, in eigener Verant­
wortung übertragen. Die Vertretung und Verwaltung 
verbleibt dem Gemeindekirchenrat. 

Artikel 76 
(1) Sind mehrere Kirchengemeinden unter einem Pfarr�
arnt verbunden, so treten die Gemeindekirchenräte in
den· gemeinsamen Angelegenheiten des Pfarrsprengels
zu gemeinsamer Beratung und Beschlußfassung zu­
sammen. Für die Führung der Geschäfte gelten die
gleichen Bestimmungen wie - für den einzelnen Ge­
meindekirchenrat.
(2) Die gemeinsame Beschlußfassung der vereinigten
Gemeindekirchenräte kann durch gleichlautende Be­
schlüsse der einzelnen Gemeindekirchenräte ersetzt
werden.

Artikel 77 
(1) Gemeindekirchenräte benachbarter Kirchengemein­
den können für gemeinsame Angelegenheiten und Ein­
richtungen unter. dem Vorsitz des dienstältesten Vor­
sitzenden zu einem gemeinsam beratenden und be­
schließenden Organ zus_i:immentreten, für dessen G.e�
schäftsführung die gleichen Bestimmungen wie für
den einzelnen Gemeindekirchenrat gelten. Aufgaben
der einzelnen Kirchengemeinden dürfen .nur mit deren
Einwilligung oder mif Zustitnmung der Kirchenleitung
dem. gemeinsamen Organ übertragen werden.
(2) Dem Kreiskirchenrat muß der . Zus11mmentritt an-

. gezeigt . werden. Er oder die .Kirchenleitung kann ihn
auch von sich aus anordnen, den Vorsitz anders re_geln
und bestimmen, daß das gemeinsame Organ nur aus
Abgeordneten der einzelnen Gemeindekirchenrii.te zu
bilden ist.

Artikel 78 
(1) Kirchengemeinden desselben Ortes oder· benach­
barter Orte können zur Verbesserung und Vereinfa­
chung ihrer Wirtschaftsführung und zum Ausgleich der
kirchlichen Lasten in. einem Kirchengemeindeverband
zusammengeschlossen werden.

(2) Über die Bildung, Veränderung oder Aufhebung
von Kirchengemeindeverbänden beschließt nach An­
hörung der Beteiligten die Kirchenleitungi Sie trifft in
einer Verbandsordnung über die Aufgaben des Ver­
bandes, seiµe Vertretung und seine Geschäftsführung
nähere Bestimmungen.
(3) Bis zum Erlaß neuer Verbandsordnungen gelten
für die bestehenden Kirchengemeindeverbände die bis­
herigen Vorschriften weiter. 

zw e i ter Ab sch n i t t  

Der Kirdienkreis 

L Aufgaben . und Bereich 

Artikel 79 
(1) Die Kirchenkreise dienen der Förderung des geist­
lichen Wachstums der Gemeinden und der Erfüllung
gemeinsamer Aufgaben. Sie setzen sich aus Kirchen­
gemeinden zusammen.
(2) Die Kirchenkreise unterstützen und ergänzen die
Arbeit ifi den Kirchengemeinden und sorgen für einen
Ausgleich der Kräfte und Lasten.
(3) Die Kirchenkreise erfüllen ihre AUfgaben in den
Grenzen der kirchlichen Ordnung in eigener Ver­
antwortung.

Artikel 80 
(1) Über ejne Neubildung, Veränderung, Aufhebung
und Vereinigung von Kirchenkreisen beschließt nach
Anhör1:1ng_ der 13etemgten d.ie K,irchenleitung.
(2) Änderung�r{ von Kirchengemeindegrenzen, die zu­
gleich Grenzen eines Kirchenkreises sind, ziehen die
Veränderung der Kirchenkreisgrenzen ohne weiteres
nach sich.
(3) Wird eine Vermögensaqseinandersetzung · erforder­
lich, über die die Beteiligten sich nicht . einigen, so 
entscheidet der Rechtsausschuß der Evangelischen Lan­
deskirche Greifswald. 

II. Der Superintendent

Artikel 81 

(1) Der Superintendent 'übt den Dienst geistlicher Lei­
tung im Kirchenkreis aus. Er achtet auf die rechte Ver­
kündigung des Evangeliums und ist Berater und Seel­
sorger. der Pfarrer und anderen .kirchlichen Mitarbeiter
im Kirchenkreis. Er fördert das kirchliche Leben in
den Kirchen&emeinden und in der c:;.emeinschaft des
Kirchenkreises.
(2) Der Superintendent leitet den Kirchenkreis unter
Beachtung der Verantwortung anderer, insbesondere
des Vorsitzenden der Kreissynode, des Rentamtsleiters
und des Vorsitzenden des Pfarrkonvents .

' 

(3) Er hat insbesondere
1. regelmäßig Visitationen in den Kirchengemeinden

durchzuführen,
2. die Pfarrer und Pastorinnen des Kirchenkreises re­

gelmäßig im Pfarrkonvent zusammenrufen, sofern
dies nicht durch den Vorsitzenden des Pfarrkon­
vents geschieht. Das Nähere regelt die Konvents­
ordnung 9),

9) Konventsordnung · vom 27. 10. 1953 (ABI. Grfsw. 1956
Nr. 4 S. 42). 
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3. die Mitarbeiter des Kirchenkreises zu gemeinsamer
Arbeit zusammenzuführen,

4. für die Zurüstung der Ältesten zu sorgen,
5. die Dienstaufsicht zu führen,
6. bei der Pfarrstellenbesetzung mitzuwirken,
7. an den vom Bischof oder vom Propst einberµfenen

Superintendentenkonventen teilzunehmen,
8. für die Einhaltung der kirchlichen Ordnung im

Kirchenkreis zu sorgen.

(4) Der Superintendent sorgt für die Ausführung von
Beschlüssen und Anordnungen der Organe der Landes­
kirche unbeschadet der Verantwortung anderer Mit­
arbeiter im Kirchenkreis.

(5) Der Superintendent vertritt den Kirchenkreis ge­
genüber den Organen der Landeskirche, den anderen 
christlichen Konfessionen im Kirchenkreis sowie gegen­
über der Öffentlichkeit, sofern nicht eine besondere 
Zuständigkeit anderer Mitarbeiter hierfür vorliegt.

Artikel 82 

Der Superintendent hat das Recht, in jeder Gemeinde 
seines Kirchenkreises Gottesdienst zu halten und das 
heilige Abendmahl zu spenden. 

Artikel 83 

(1) Der Superintendent wird auf Vorschlag eines Aus­
schusses von der Kreissynode gewählt. Dieser Ausschuß
besteht aus fünf Vertretern des Kirchenkreises, die vom 
Kreiskirchenrat benannt werden, sowie dem Bischof
und vier weiteren Vertretern der Landeskirche, die
von der Kirchenleitung benannt werden. Er tritt unter
dem Vorsitz des Bischofs zusammen. Auf Grund der
durch die Kreissynode vollzogenen Wahl wird der 
Superintendent durch die Kirchenleitung in sein Amt 
berufen.

(2) Die Berufung des Superintendenten erfolgt, sofern 
nichts anderes bestimmt wird, unbefristet. Im gegen­
seitigen Einvernehmen zwischen dem Ausschuß gemäß
Absatz 1 und dem Vorzuschlagenden kann eine Befri­
stung festgelegt werden.

Artikel 84 

(1) Zum Superintendenten soll nur ein Pfarrer bestellt
werden, der sich im Dienst bewährt hat und mindestens
zehn Jahre seit der Ordination im Amt steht.

(2) Der Superintendent bekleidet selbst ein Pfarramt.
Sofern die örtlichen Verhältnisse dies zulassen, soll der 
Superintendent ein kleineres Pfarramt verwalten und 
in Anwendung von Artikel 67 keinen Vorsitz im Ge­
meindekirchenrat führen. Das Dienstverhältnis des
Superintendenten unterliegt, soweit es nicht in der
Kirchenordnung geregelt ist, den allgemeinen Bestim­
mungen.

Artikel 85 

Der Superintendent wird in einem Gottesdienst durch 
den Bischof oder in dessen Vertretung durch den Propst 
in sein Amt eingeführt. Dabei wird ihm die Berufungs­
urkunde übergeben. 

Artikel 86 

(1) Der SUJ;!erintendent wird in seinem Amt vertreten
durch einen innerhalb des Kirchenkreises fest ange­
stellten ordinierten Amtsträger, der von der Kreis­
synode jedesmal nach ihrer Neubildung in der ersten
Tagung gewählt wird und bis zur Wahl eines Nach­
folgers im Amt bleibt.

(2) Eine Vertretung von längerer Dauer kann das
Konsistorium mit Zustimmung des Bischofs anders
reeeln.

Artikel 87 

(1) Der Superintendent kann durch Erklärung gegen­
über dem Kreiskirchenrat von seinem Amt zurück­
treten. Er hat die Absicht des Rücktritts mindestens
sechs Wochen vorher der Kirchenleitung und dem
Kreiskirchenrat anzuzeigen.

(2) Der Bischof karin dem Superintendenten den Rück­
tritt nahelegen. Folgt der Superintendent dem Rat des
Bischofs nicht, kann dieser die Entscheidung der Kir­
chenleitung herbeiführen. Die Kirchenleitung be­
schließt über die Abberufung nach Anhörung des
Kreiskirchenrates.

(3) Scheidet der Superintendent aus seinem Amt aus,
bleibt das Pfarramt, das er innehat, davon unberührt,
sofern nicht durch kirchliche Ordnung etwas anderes
bestimmt ist. Scheidet der Superintendent aus seinem
Pfarramt aus, so endet gleichzeitig sein Amt als Super­
intendent, sofern nicht durch kircfiliche Ordnung etwas
anderes bestimmt ist.

III. Die Kreissynode

Artikel 88

(1) Die Kreissynode ist die Vertretung der Gesamtheit
der Kirchengemeinden innerhalb des Kirchenkreises.
Sie ist berufen, die Kirchengemeinden zu gemeinsamer
Verantwortung für das kirchliche Leben zusammenzu­
fassen und Anregungen für die kirchliche Arbeit zu 
geben. Sie kann zu allgemeinen und grundsätzlichen
Fragen des kirchlichen Lebens und zu besonders bedeut­
samen Vorkommnissen im Kirchenkreis Stellung neh­
men. Sie ist durch den Kreiskirchenrat auf jeder
Tagung über alle wichtigen Ereignisse im Kirchen­
kreis und über die Tätigkeit des Kreiskirchenrates zu 
unterrichten. Die Kirchengemeinden sind verpflichtet,
ihr auf Verlangen Auskünfte zu geben und Rat und
Mahnung von ihr entgegenzunehmen.

(2) Die Kreissynode hat insbesondere

1. gemeinsame Arbeitsvorhaben von Kirchengemein­
den anzuregen und zu fördern,

2. für die Förderung des kirchlichen Lebens und die
Aufrechterhaltung der kirchlichen Ordnung Sorge
zu tragen,

3. die kirchliche Kinder- und Jugendarbeit zu fördern,

4. die diakonische Arbeit in ihren verschiedenen For­
men zu fördern und zu vertreten,

5. auf die Beseitigung von Mißständen hinzuwirken,

6. die Beschlüsse und Anregungen der Landessynod'e
für die Arbeit im Kirchenkreis aufzunehmen.

Artikel 89 

Der Kreissynode ist vorbehalten : 

1. Die Vorlagen des Kreiskirchenrates oder überge­
ordneter kirchlicher Organe zu erledigen und über
Anträge der Kirchengemeinden zu beschließen;

2. die ihr von der Kirche aufgetragenen Wahlen zu
vollziehen,

3. kreiskirchliche Ämter einzurichten, 

4. besondere Einrichtungen für den Kirchenkreis zu 
schaffen und Grundsätze für ihre Verwaltung auf� 
zustellen,

5. über die Zustimmung zu Maßnahmen der kreis­
kirchlichen Vermögensverwaltung nach näherer Vor­
schrift der kirchlichen Verwaltungsordnung zu be­
finden, sowie zu Haushaltsplänen und Rechnungen
�tPllnna '711 nohmcn 
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6. über Bürgschaften des Kirchenkreises und über die 
Aufnahme von Anleihen, durch die der Schulden­
bestand des Kirchenkreises vermehrt wird und die
nicht aus laufenden Einkünften derselben Voran­
schlagsperiode zurückerstattet werden können, nach
näheren Bestimmungen der kirchlichen Verwal­
tungsordnung zu beschließen.

Artikel 90 

Zur Regelwig besonderer Einrichtungen kann die Kreis­
synode kreiskirchliche Ordnungen oder Satzungen be­
schließen, die die kirchliche Ordnung ergänzen können, 
ihr aber nicht widersprechen 1dürfen. Sie unterliegen 
der Genehmigung der Kirchenleitung. 

Artikel 91 

(1) Die Kreis$ynode wird von sechs zu sechs jahren
neu gebildet.

(2) Ihr gehören an:
1. Mitglieder aus den Kirchengemeinden, die von

den Gemeindekirchenräten aus den zum Älte­
stenamt befähigten Gemeindegliedern gewählt
werden, und zwar je zwei für jede besetzte
oder zur .Wiederbesetzung vorgesehene Gemein­
depfarrstelle. Diese dürfen nicht in einem kirch­
lichen Arbeits- oder Dienstverhältnis stehen.
Sind mehrere Kirchengemeinden· unter einem
Pfarramt verbunden, erfolgt die Wahl in einer
gemeinsamen Sitzung oder im gegenseitigen Ein­
vernehmen. Für diese beiden Mitglieder der
Kreissynode wird ein Stellvertreter gewählt, der
zugleich Ersatzmitglied ist.

2. Der Superintendent und die Pfarrer und Pasto­
rinnen, die in einem Pfarramt innerhalb des
Kirchenkreises fest angestellt oder mit dessen
Verwaltung oder Mitvhwaltung betraut sind. 

3. Der Kreisjugendwart, der Kreiskirchenmusik­
wart, der Bereichskatechet und der Rentamts­
leiter, sofern sie ihren Wohnsitz im Kirchenkreis
haben, sowie bis zu fünf weitere Mitarbeiter,
die vom Kreiskirchenrat berufen werden.

4. Entsandte Vertreter der kirchlichen Werke und
Einrichtungeri im Kirchenkreis .. Ihre Zahl und
die Verteilung auf die Werke und Einrichtungen
bestimmt der Kreiskirchenrat vor jeder Neu­
wahl.

(3) Weitere Mitglieder kann der Kreiskirchenrat be­
rufen, jedoch nicht mehr als fünf.

(4) Der Bereichskatechet und der Rentamtsleiter neh­
men mit beratender Stimme an den Sitzungen teil,
sofern sie nicht Mitglieder gemäß Absatz 2 sind.

Artikel 92 

Landespfarrer, Pfarrer und Pastorinnen sowie Mit­
glieder der Landessynode, die im Kirchenkreis ihren 
Wohnsitz haben und der Kreissynode nicht gemäß 
Artikel 91 Absatz 2 Ziffer 2 angehören, können an den 
Tagungen der Kreissynode mit beratender Stimme 
teilnehmen. 

Artikel 93 

(1) Die Mitgliedschaft in der Krejssynode endet, wenn 
1. die im Artikel 91 genannten Voraussetzungen 

nicht mehr vorliegen oder
2. das Mitglied aus dem Kirchenkreis verzieht oder
3. ein Mitglied der Kreissynode, das zugleich Mit­

glied Im Gemeindekirchenrat ist, aus seinem

(2) Die Mitgliedschaft ruht, solange einem Mitarbeiter
die Ausführung seines Dienstes untersagt ist.

' 

A_rtikel 94 

(1) Die Kreissynode tritt mindestens einmal jährlich
zusammen. Sie ist einzuberufen, wenn ein Drittel der 
Mitglieder, der Kreiskirchenrat, die Kirchenleitung oder
das Konsistorium es .verlangen.

(2) Ort und Zeit der Tagung bestimmen der Vorsit­
zende der Kreissynode und seine Stellvertreter im
Einvernehmen mit dem Kreiskirchenrat. Sie bestimmen
in Abstimmung mit dem Kreiskirchenrat die Tages­
ordnung unter Berücksichtigung etwaiger Vorlagen der
Kirchenleitung, des Konsistoriums oder der Landes­
synode. Der Vorsitzende macht von der Einberufung
dem Bischof, dem Propst, dem Präses der Landes­
synode und dem Konsistorium Mitteilung.
(3) Die Tagungen der Kreissynode werden mit einem
Gottesdienst eröffnet. Die Sitzungen werden mit Gottes
Wort und Gebet eröffnet und mit Gebet beschlossen.
Der Tagung der Kreissynode wird innerhalb des Kir­
chenkreises im vorangehenden Hauptgottesdienst für­
bittend gedacht.

Artikel 95 

(1) Beim Eintritt in die Synode legen die Mitglieder
das Gelöbnis ab.
(2) Der Vorsitzende fragt: ,,Ich frage Euch vor Gott:
Wollt Ihr Euer Amt als Mitglieder dieser Synode sorg­
fältig und treu, dem Worte Gottes, dem Bekenntnis und
den Ordnungen der Kirche gemäß verwalten und da­
nach trachten, daß die Kirche in allen. Stücken wachse 
an dem, der das Haupt ist, Christus?"

(3) Die Mitglifder antworten: ,,Ja, mit Gottes Hilfe.''

(4) Wer das Gelöbnis verweigert, kann nicht Mitglied
der Synode sein.

Artikel 96 
(1) Der Vorsitzende der Kreissynode wird bei jeder
ersten Tagung aus den Mitgliedern der Kreissynode
gewählt. Zum Vorsitzenden· wird in 'der Regel ein
nicht hauptberuflich beim Kirchenkreis oder einer
seiner Kirchengemeinden Tätiger gewählt. Der Super­
intendent steht nicht zur Wahl. Der Vo�sitzende der
Kreissynode bleibt bis zur Wahl seines NachfolgJrs im
Amt. Die Kreissynode wählt einen Stellvertreter des
Vorsitzenden aus den Mitgliedern der Kreissynode. Sie
kann einen weiteren· Stellvertreter wählen.

(2) Zu den Aufgaben des Vorsitzenden der Kreissynode
gehört die Vorbereitung der Kreissynode und die vor­
läufige Legitimationsprüfung in Abstimmung mit dem
Kreiskirdlenrat. Der Vorsitzende koordini:ert die Ar­
beit der Kreissynode und ihrer Ausschüsse mit den
Organen und Einrichtungen· des Kirchenkreises.

(3) Der Kirchenkreis.stellt dem Vorsitzenden der Kreis­
synode die für seine Arbeit erforderlichen Mitarbeiter
und Hilfsmittel zur Verfügung.

Artikel 97 

Für den Geschäftsgang der Kreissynode gilt folgendes: 
1. Der Vorsitzende der Kreissynode beruft diese ein,

eröffnet und schließt die Tagung, leitet die Ver­
handlungen, handhabt die äußere Ordnung und 
führt den Schriftwechsel.

2. Die Verhandlungen der Kreissynode sind für alle
Glieder der Kirche öffentlich. Die Kreissynode kann 
die Öffentlichkeit ausschließen. Zu den Verhand­
lungen der Ausschüsse haben nur die Mitglieder
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3. der Bischof, der Propst u.nd der Präses der Landes­
synode sowie beauftragte Vertreter der Kirchenlei­
tung und des Konsistoriums können an den Ver­
handlun

_ .
gen de

_
r Kreissynode und H.1rer Ausschüsse 

jederzeit teilnehmen, das Wort erg'reifen und An-
träge stellen. ·

4. Die Kreissynode ist beschlußfähig, wenn mehr als 
die Hälfte der verfassungsmäßig zulässigen Höchst- .
zahl ihrer Mitglieder anwesend ist. · 

5. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefaßt;
bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abge­
lehnt. Wahlen können durch Zuruf erfolgen. Wird
dagegen Widerspruch erhoben, so findet Mehrheits­
wahl statt. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen 
erhält. Liegt nur ein Wahlvorschlag vor, so muß ihm 
mehr als die Hälfte der anwesenden Stimmberech­
tigten zustimmen.

6. Außerhalb der Tagung ist auf Beschluß des Kreis­
·, .. , ··"..'..:i�Ji;f}J�nrates i� �esonderen �ällen schriftliche Ab-
.. _;.;,;.,: s1§nmung zulass1g. ·,; 

7. Im übrigen wird der Geschäftsgang der Kreissynode
durch eine Geschäftsordnung geregelt. 10) 

Artikel 98 

(1) Die Kreissynode bildet für bestimmte Sachgebiete
oder Angelegenheiten Ausschüsse oder bestellt für ein­
zelne Vorhaben oder Atµ'gaben Beauftragte. Die Bil­
dung oder Be!ltelhmg der Ausschüsse .oder Beauftragten
erfolgt. für einen begrenzten Zeitraum, der in der
Regei nicht über den Zeitraum der Amtsdauer der 
Kreissynode hinausreicht,
(2) Die Ausschüsse (Beauftragten) werden im Rahmen
der nach. der kirchlichen Ordnung gegebenen Zustän­
digkeiten und der ihnen von der Kreissynode oder dem
Kreiskirchenrat erteilten Aufträge tätig. 
(3) Die Ausschüsse (Beauftragten) sind der Kreissynode
für ihre Arbeit verantwortlich.
(4) Die Ausschusse sind beschlußfähig, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.
(5) Der Vorsitzende der Kreissynode und der Vor­
sitzende des Kreiskir.chenrat'es können an den Sit­
zungen der Ausschüsse jederzeit beratend teilnehmen, 
das Wort ergreifen und Anträge stellen.

· Artikel- 99
(1) Auf Beschluß oder mit Genehmigung der. Kirchen­
leitung können mehrere Kreissynoden zur Beschluß­
fassung über gemeinsame Angelegenheiten'und Einricli­
tungen zu vereinigter Versammlung berufen werden;
Die Kirchenleitung. regelt den Vorsitz .und· deri Ge­
schäftsgang.

(2) Aufgaben der einzelnen 'Kirchenkreise könr:ien ge­
gen deren Willen von den · vereinigten Kreissynoden 
nur mit Zustimmung der Landessynode übernommen 
werden .. 

I't. Der Kreiskirdlenrat 

Artikel 100 
(1) Der Kreiskirchenrat trägt . die Veran�wortung für
alle Angelegenheiten des Kirchenkreises, die nicht der
Synode oder dem Superintendenten vorbe.halten sind.
(2) Wenn die· Synode riicht versammelt, ihre Einberu­
fung nicht möglich ist oder der Bedeutung des Gegen-

10) Geschäftsordnung der Kreissynoden der Evangelischen

standes nicht entspricht und die Erledigung der Ange-. 
legenheit keinen Aufschub duldet; kann der Kreis­
kirchenrat auch die in den Artikeln 88-90 der Synode 
vorbehaltenen Aufgaben einstweilen wahrnehmen. 

Artikel 101 
(1) Der Kreiskirchenrat unterstützt den Superinten­
denten im Dienst der Leitung. Er soll vom Super­
intendenten an Visitationen in den Kirchengemeinden 
und an der Einführung von Pfarrern beteiligt werden. 
(2) Der Kreiskircherirat führt �ie Beschlüsse der Kreis-
synode aus. 

Artikel 102 
(1) Der Kreiskirchenrat ist auf lebendige Teilhabe des
Kirchenkreises und seiner Kirchengemeinden am Leben
der Landeskirche bedacht.
(2) Der Kreiskirchenrat vertritt den Kirchenkreis in
Rechtsangelegenheiten, insbesondere auch vor Gericht,
(3) Dei: Kreiskirchenrat .besetzt die kreiskirchlichen
Stellen. 
(4) Er verwaltet das Vermögen des Kirchenkreises und 
führt dessen Wirtschaft nach den Bestimmungen der 
kirchlichen Verwaltungsordnung, Im Auftrag der Kreis­
synode beschließt er über die Haushaltspläne und Rech­
nungen; 
(5) Er schreibt im Rahmen eines von der Kirchen­
leitung aufgestellten Planes die kreiskirchlichen Kol­
lekten aus und bestimmt über ihre Verwendung.
(6) Er beaufsichtigt die Vermögensverw�ltung und die
Wirtschaftsführung der Kirchengemeinden �nd der 
jUrch besondere Vorstände vertretenen �irchlichen 
Kassen, Stiftungen und Anstalten unbeschadet der Ver:. 
antwortung des Kreiskirchlieben Rentamtes.
(7) Er achtet auf die Wahrnehmung der Verantwortung
für das kirchliche Kunst- und Kulturgut.

Artikel 103 
(1) Zur Förderung der Selbständigkeit' der Kirchen­
kreise UI_ld zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen
Verwaltung in den Kirchengemeinden und Kirchen­
kreisen werden Kreiskirchliebe Rentämter unterhalten.
Das Nähere regelt ein Kirchengesetz. 11)

(2) Die Kirchenleitung kann aus zwingenden Gründen
nach Anhörung der Gemeindekircheriräte · den Kreis�
kirchenrat beauftragen, namens der einzelnen Kirchen:,_
gemeinde des Kirchenkreises Rechtsgeschäfte, vorzu.;.· 
nehmen, insbesondere das Vermögen der Kirchen­
gemeinde oder Teile desselben seinerseits zu verwalten: 

Artikel 104 
i 1 :. � · 

(1) Der Kreiskirchenrat besteht aus dem Super.inten­
denten als Vorsitzenden, seinem Vertreter geniäß />,..rr 
tikel86 Absatz 1, dem Vorsitzenden· der Kreissynode 
sowie mindestens drei weiteren Mitgliedern.

· · · 

(2) Die weiteren Mitglieder des Kreiskirchenrates wei;­
den von der Kreissynode bei jeder ersten Tagung aus 
den Mitgliedern der Kreissynode gewählt. Sie bleiben 
im Amt, bis die nächste Kreissynode einen neuen 
Kreiskirchenrat gebildet hat. Die Zahl der haupt� 
beruflich beim Kirchenkreis oder bei einer ·seinet Kir;_. 
chengemeinden Tätigen darf mit Einschluß des Super�· 
intendenten die Hälfte aller Mitglieder des Kreis� 
kirchenrates nicht' übersteigen. 

H) Kirchengesetz über die Kreiskirchlieben· RP.ntämt:P.r
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.. (3) Für die Mitglieder des . Kreiskirchenrates gemäß 
Absatz 2 werden Stellvertreter gewählt. Die Voraus­
setzungen .. und die Reihenfolge ihres Eintritts regelt 
die Kreissynode. 

Artikel 105 

Für den Geschäftsgang des Kreiskirchenrates gilt fol­
gendes: 
1. Der Kreiskirchenrat muß mindestens alle drei Mo­

nate einmal zusammentreten. Er muß ferner ein­
berufen werden, wenn zwei Mitglieder, die 'Kirchen­
leitung oder .das Konsistorium es verlangen. Er ist
beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mit­
glieder anwesend ist. Artikel 68 Ziffer 2, 3, 5 und 6
findet entsprechende Anwendung. Schriftliche Be­
fragung und Abstimmung ist zulässig, wenn kein
Mitglied widerspricht.

2. Jedes. Mitglied. des Kreiskirchenrates soll für be­
stimmte Aufgaben im besonderen verantwortlich
sein, Im Rahmen dieser Aufgaben soll es die lau­
fenden Geschäfte unter Mitwirkung des Vorsitzen-
den erledigen. 

3. Ober die Verhandlungen und Beschlüsse des Kreis­
kirchenrates ist jeweils eine Niederschrift zu fer­
tigen, die vom · Vorsitzenden und dem Protokoll­
führer oder einem weiteren Mitglied zu · unter-

. zeichnen ist. Ausfertigungen der Beschlüsse werden 
vom Vorsitzenden unter.zeichnet. Urkunden über
Rechtsgeschäfte, die den Kirchenkreis Dritten gegen-,
über verpflichten sollen, und Vollmachten sind na­
mens des Kirchenkreises von dem Vorsitzenden oder
seinem Stellvertreter unter Beidrückung des Siegels
zu voHziehen; .dadurch wird Dritten gegenüber die 
Gesetzmäßigkeit der Beschlußfassung festgestellt. 

D r i t t e r  A b s c h n i t t  

Die Evangelische Landeskirche Greifswald 

I. Aufgaben und Bereich

Artikel 106 
(1) In der Evangelischen Landeskirche Greifswald sind
ihre Kirchengemeinden und Kirchenkreise zu gemein­
samen kirchlichem Leben und Handeln zusammen­
geschlossen. Mit.·. der Aufgabe, das heimatkirchliche 
Leben zu pflegen, verbindet die Landeskirche das 
Bestreben, in den Kirchengemeinden das Bewußtsein 
dei: kirchlichen Einheit wachzuhalten, ihnen die Weite 

· tu.id Erfahrung des gesamtkirchlichen Lebens zu ver�
mitteln und den brüderlichen Dienst der Gemeinden 
aneinander zu verwirklichen. 
(2) Die. Evangelische Landeskirche Greifswald ist 
Rechtsnachfolger des Provinzialsynodalverbandes der 
ehemaligen Kirchenprovinz Pommern. t2)

Artikel 107 
Änderungen der Grenzen der Evangelischen Landes­
kirche Greifswald können vorbehaltlich der gesamt­
k,irchlichen Bestimmungen. mit den benachbarten Kir­
chen vereinbart werden; die Vereinbarungen bedürfen 
der Bestätigung durch die Landessynode. 

t2) :aetrifft. Rechtsnachfolge nur im Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik. 

Artikel 108 
(1) Die Evangelisch-e Landeskirche Greifswald ist eine
Kirche lutherischen Bekenntnisses. Sie ist Gliedkirche
der Evangelischl:!n Kirche der Union urid des Bundes
der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demo­
kratischen Republik.
(2) Sie gewährt allen Gliedern evangelischer Kirchen 
Anteil an der Gemeinschaft des Gottesdienstes und der 
Sakramente. 
(3) Sie ist Mitgliedkirche des Lutherischen Weltbundes
und des Ökumenischen Rates der Kirchen. 

II. Dei." Bischof und die Pröpste

Artikel 109 
(1) Träger des leitenden geistlichen Amtes der Evan­
gelischen Landeskirche Greifswald ist der Bischof. Zu
seiner Unterstützung im seels�rglichen Dienst an Pfar­
rern \lnd Gemeinden werden Pröpste berufen.
(2) Der Bischof und die Pröpste sind zum Dienst der 
öffentlichen· Verkündigung des Wortes Gottes und der 
Verwaltung der Sakramente berufene Pfarrer. Sie leiten
die Kirchengemeinden, ihre Pfarrer und Mitarbeiter,
indem. sie. darauf achten, daß das Wort Gottes lauter
und rein verkündigt wird, die Sakramente recht ver­
waltet werden und die Gemeinden ihrer Berufung ein­
gedenk bleiben, Salz der Erde und Licht der Welt
zu sein. Ihr Hirtenamt weist sie auf eine ständige · 
Verbindung zu den Gemeinden, · Pfarrern und Mit:.
arbeitern. Sie versehen an ihnen einen persönlichen,
brüderlichen Dienst in geistlicher. Beratung und seel­
sorgerlichem Gespräch. Sie stehen allen zur Verfügung,
die ihres Dienstes. bedürfen.
(3) Der Dienst' des Bischofs erstreckt sich auf den 
ganzen Bereich der Evangelischen ;Landeskirche· Greifs­
wald, der Dienst des Propstes auf den Sprengel, der 
ihm übertragen ist. Die Zahl der Sprengel und ihre 
Abgrenzung bestimmt die Landessynode.

1. Die Pröpste

Artikel 110
(1) Die Pröpste sind in ihren Sprengeln die ständigen
Vertreter und Mitarbeiter des Bischofs in allen geist­
lichen Angelegenheiten, die nicht Aufgabe der Ver­
waltung sind.
(2) Sie führen ihr Amt im Einvernehmen mit dem 
Bischof. In der Erfüllung ihrer Aufgaben sind die 
Pröpste selbständig. In grundsätzlichen Fragen müssen 
sie sich mit. dem Bischof verständigen.
(3) Auf Einladung des Bischofs und unter dessen Vor­
sitz treffen sich der Bischof und die Pröpste zu regel­
mäßigen Beratungen, an denen in der Regel auch das 
leitende theologische Mitglied des Kollegiums des Kon­
sistoriums· teilnimmt. 

Artikel 111 
(1) Der Propst hat in seinem Sprengel die Aufgabe 
geistlicher );3egleitung und der Förderung der Weiter­
bildung der Pfarrer und Mitarbeiter mit dem Ziel, 
daß ihr Dienst evangeliumsgemäß und situationsgerecht
geschieht,

(2) Der Propst begleitet die Vikare in ihrem kirch­
lichen Vorbereitungsdienst und hält Verbindung zu 
denen in seinem Sprengel, d.ie in der Ausbildung für
einen kirchlichen Beruf stehen.
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(3) Der Propst betreut in seinem Sprengel die im
Ruhestand lebenden Pfarrer und Mitarbeiter.

Artikel 112 
(1) Durch Besuche der Gemeillden, durch Teilnallme
an Pfarr- und Mit�rbeiterkonventen, Kreissynoden und
Kreiskirchentagen und durch Beteiligung an vom Bi­
schof veranstalteten Visitationen fördert der Propst
das · geistliche Leben .in den Kirchengemeinden und
"-kreisen seines Sprengels.
(2) Die Berichte des Superintendenten über . die _von
diesem in den. Gemeinden durchgeführten Visitationen 
gehen. deni Propst in Abschrift zu. Er· wertet sie unter 
dem Gesichtspunkt des·geistlichen Lebens der Kirchen-
gemeinden aus.
(3) In den Kreissynoden und Pfarrkonventen sowie
in den Sitzungen der Gemeinde-· und Kreiskirchenräte 
kann der Propst jederzeit das Wort ergreifen und An­
träge stellen. Auf Verlangen des Propstes sind die
Vorsi.tzenden der Kreis- und· Gemeindekirchenräte ver­
pflichtet, den Kreiskb:chenrat oder den Gemeinde­
kirchenrat zu· einer Sitzung einzuberufen. Das gleiche 
gilt für die' Einberufung der Konvente durch deren
Vorsitzende.

Artikel 113 
Der Propst fördert durch wechselseitige Information 
die Verbindung zwischen· den Kirchengemeinden und 
Kirchenkreisen seines Sprengels und den Organen der 
Leitung und Verwaltung der Landeskirche. Er bringt 
in die Beratungen der Kii:chenleitüng die geistlichen 
Belange der Kirchengßmeindeil und Kirchenkreise ein. 
Er trägt dazu bei, daß die Beschlüsse der Kirchenleitung 
in den Kirchengemeinden und Kirchenkreisen als part­
nerschaftliche Hilfe erfahren werden. 

Artikel 114 
(1) Der Propst _ ubt sein.eo Dienst unbeschadet der
Verantwortung des Superintendenten aus.
(2) Zusätzliche Dienste können dem Propst übertragen 
werden, · sofern sie Sich mit seinen Aufgaben nach 
Artikel 110 bis 113 vereinbaren lassen. 

Artikel 115 
Der Propst hat das Recht, in jeder Gemeinde seines 
Sprengels· Gottesdienst zu · halten und das Heilige 
Abendmahl zu spenden .. 

Artikel U6 
(1) Der Propst wird nach Anhörung der Superinten­
denten seines Sprengels auf Vorschlag des Bischofs
durch die Kirchenleitung berufen. Die Berufung bedarf 
der Bestätigung durch, die Landessynode .. 
(2) Die Berufung erfolgt in der Regel im Hauptamt. 
Eine befristete Berufung ist möglich. Dem Propst wird
gleichzeitig ein Predigtauftrag in einer Kirchenge­
meinde seines Sprengels . übe:rtragen.

(3) Der Propst wird vom Bischof in einem Gottesdienst 
eingeführt. Das Amtskreuz und die Berufungsurkunde
werden ihm bei seine:r Einführung· übergeben.

Artikel 117 
Die Vertretung des Propstes regelt der Bischof. Bei 
einer Verhinderung von längerer Dauer und im Falle 
der Vakanz des Amtes kann die Kirchenleitung einen 
Vertreter bestellen. 

Artikel 118 
Der Propst .kann von seinem Amt zurücktreten, wenn 
die Kirchenleitung zustimmt. Der Bischof kann ihm 

nach Beratung der Kirchenleitung den Rücktritt nahe­
legen. Folgt der Propst dem Rat des Bischofs nicht, 
kann die Kirchenleitung erforderlichenfalls die Ab� 
berufung beschließen. 

2 •. Der Bischof 

Artikel 119 

(1) Der Bischof übt den Dienst geistlicher Leitung für
den gesamten Bereich der Evangelischen Landeskirche 
Greifswald aus. Ihm ist die Fürsorge für die Einigkeit
der Kirche im Glauben und in .der Liebe sowie für das
Wachstum der· Kirche in· der Fiille ihrer Ämter und 
ihrer lebendigen Kräfte besonders anbefohlen. 
(2) Durch seine Besuche sowie durch Visitationen dient 
der Bischof den Gemeinden und nimqit Einblick in 
das Gemeindeleben.

1 ' 

.(3) Zu gegenseitiger Informaticm unp geistlicher .Be-
ratung hält er regelmäßig Konvente mit den Super­
intendenten und den Pröpsten, an denen in der Regel 
auch die Mitglieder des Kollegiums des Konsistoriums 
sowie die Landespfarrer teilnehmen. Berater und 
Gäste können eingeladen Werden. 
(4) Er ordiniert die Pastoren, sofern er diesen Dienst
nicht "dem zuständigen Propst oder Superintendenten
überträgt. 

(5) Er berpüht sich um die Förderung des theologischen
Nachwuchses und leitet die theologischen Prüfungen;
(6) Er hat die oberste Leitung des katechetischen
Dienstes. 
(5) Zur Pflege der wissenschaftlichen Arbeit in der 
Kirche ,hält er . Verbindung Mit der Sektion Theologie 
der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald.

(8) Zu seiner Zuständigkeit gehört die Einweihung von 
Kirchen und Kapellen. 

Artikel 1.20 

Es ist die besondere Aufgabe des Bischofs, die geistigen 
Bewegungen der Zeit zu verfolgen und sich von der 
Lage der Kirche in Zeit und Welt und den besonders 
hervortretenden kirchlichen Aufgaben ständig Rechen­
schaft zu geben. Es ist Gegenstand seiner Sorge, daß die 
Kirche die Erkenntnisse und Kräfte,. die die Heilige 
Schrift und die Bekenntnisse darbieten, für das gesamte 
Leben des Volkes fruchtbar macht .. Er hat das Recht, 
in Hirtenbriefen zu den._ Gemeinden . seines Amtsbe­
reiches zu sprechen und das Zeugnis des Evangeliums 
auch in bedeutsamen fragen des öffentlichen· Lebens 
mahnend und . warnend, erbauend ur:,.d tr.östend zu 
verkündigen. !' ·. 

Artikel 121 

(1) Der Bischof vertritt die Evangelische Landeskirche
Greifswald inmitten der Pfarrer und Gemeinden, im
Kreise der Bischöfe und . leitenden Amtsträger der 
deutschen evangelischen Kirchen, g.egenüber den Kir­
chen der Ökumene sowie gegenüber den anderen christ­
lichen Konfes�ionen und in der Öffentlicfikeit der Welt.
(2) Die Vorschriften des Artikels 134 Absatz! über die 
rechtliche Vertretung der Kirche bleiben hierdurch
unberührt.· 

Artikel 122 

(1) Der Bischof wird auf Vorschlag des Bischofswahl­
kollegiums durch die Landessynode gewählt und im
Hauptamt berufen. Eine befristete Berufung ist mög-
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lieh. Das Nähere regelt ein Kirchengesetz 1�), das auch 
die Vorschriften über .die Beendigung des Dienstes 
enthält. 
(2) Die Einführung findet in einem. Gottesdienst statt.
Dabei werden dem Bischof das Amtskreuz und die
Berufungsurkunde übergeben. Damit übernimmt er 
das bischöfliche Amt.
(3) Dem Bischof .wird von der Kirchenleitung gleich­
zeitig ein Predigtamt in einer Kirchengemeinde seines
Amtsitzes übertragen. Von den übrigen Pflichten eines
Gemeindepfarrers ist er entbunden.
(4) Der Bischof hat das Recht, in allen Gemeinden der
Evangelischen Landeskirche Greifswald Gottesdienste
·zu halten und das Heilige Abendmahl zu spenden.

Artikel 123 
(1) Die Kirchenleitung stellt dem Bischof diejenigen
Hilfskräfte: und Einrichtungen zur Verfügµng, deren er
für sein Amt bedarf. Er kann auch die Mitglieder und
Mitarbeiter des Konsistoriums zur Erledigung seiner
Aufgaben heranziehen.
(2) Der Bischof wird in seinen . rein geistlichen Oblie­
genheiten insbesondere in allen gottesdienstlichen
Handlungen durch den zuständigen - im Zweifelsfall
durch den dienstältesten - Propst vertreten. Bei einer
Verhinderung von längerer Dauer. und im Falle der
Vakanz .des bischöflichen Amtes kann die Kirchen­
leitung einen Amtsverweser bestellen.

m. Die Landessynode

Artikel 124
(1) Die Landessynode ist die Vertretung der Gesamt­
heit der Kirchengemeinden im Bereich der Evange'­

lischen Landeskirche Greifswald.
(2) Die Landessynode hat · dafür einzutreten, daß das
Evangelium von Jesus Christus mit Wort und Tat
schriftgemäß und gegenwartsnah verkündigt und be­
zeugt wird. Damit trägt sie zur ständigen Erneuerung
der Kirche bei. Sie wird auf Gefahren und Schäden
im Leben und Dienst der Kirche rechtzeitig hinweisen
und ihnen entgegentreten. Durch das Evangelium ist sie
in die Verantwortung für das Leben in der Gesellschaft
und in der Welt gerufen .
(3) Die Landessynode begleitet mit ihrer Arbeit das
Leben und den Dienst der Kirchengemeinden und Kir­
chenkreise. Sie hört auf die Kirchengemeinden und
Kirchenkreise und vermittelt ihnen Anregungen und
Hilfen. Sie kann sich an alle Kirchengemeinden, Kir­
chenkreise und kirchlichen MitEfrbeiter wenden und zu
allen wichtigen kirchlichen Fragen Stellung nehmen.
(4) Die Landessynode handelt als eine brüderliche Ge­
meinschaft im Vertrauen auf den Herrn und in seiner
Nachfolge. Sie soll im Gehorsam gegen ihn frei handeln
und ihre Unabhängigkeit wahren.

Artikel 125 
(1) Die . Landessynode beschließt die Kirchenordnung.
(2) Die Landessynode beschließt die Kirchengesetze und
entsprechend.e Ordnungen, soweit nicht gesamtkirch­
liche Ordnungen dem entgegepsteb,en. Sie kann Ge­
setzgebungsrechte auf. den Bund der Evangelischen
Kirchen in der Deutschen Demokratischen .Republik
und andere kirchliche Zusammenschlüsse übertragen.

13) Kirchengesetz über die Wahl des Bischofs vom 4. 11. 
1979 (ABI. Grfsw. 1980 Nr. 1 S. 2). 

Artikel 126 

(1) Die Landessynode erledigt die Vorlagen der Kir­
chenleitung, des Bischofs, des Konsistoriums und der
ständigen Ausschüsse der Landessynode sowie die Vor­
lagen der gesamtkirchlichen Organe.

(2) Sie beschließt über die aus ihrer Mitte gestellten
Anträge und .über Anträge .der Kreissynoden, Kreis­
kirchenräte, Pfacr- und Mitarbeiterkonvente.

(3) Die Landessynode entscheidet insbesondere über
1. die Einführun� neuer Agenden und Gesangsbücher,
2. die Einrichtung . landeskirchlicher Werke und

Dienste sowie die Grundsätze fiir deren Arbeit,
3. den landeskirchlichen Haushalt und die Ausschrei­

bungen der Umlagen,
4. die Richtlinien für die Aufstellung des Kollekten-·

planes der. Landeskirche:

Artikel 127 

(1) Die Landessynode nimmt die Berichte, die ihr
von der Kirchenleitung, vom Bischof und vom Kon­
sistorium zu geben sind, entgegen.
Sie i;>rüft diese Berichte und nimmt dazu Stellung. 

(2) Die Landessynode hat das Recht, sich über alle
Vorgänge im Leben der Landeskirche unterrichten zu 
lassen . Sie kann diese zum Gegenstand ihrer Bera­
tung machen und im Rahmen der kirchlichen Ord­
nungen . und ihrer Zuständigkeit darüber beschließen.
(3) Die Landessynode vollzieht die ihr aufgetragenen
Wahlen ,

(4) Die Landessynode nimmt die. ihr aus kirchlichen
Zusammenschlüssen entstehenden Aufgaben wahr.

(5) Die Lancf�ssynode nimmt an den theologischen
Prüfungen dUrch Mitglieder teil, die sie aus ihrer Mitte
wählt.

Artikel 128 

(1) Die Landessynode wird von sechs zu sechs Jahren
neu gebildet.

(2) Ihr gehören an:
1. Mitglieder aus den Kirchengemeinden , die gemäß

Abs. 3 von den Kreissynoden gewählt werden;
2. zehn Mitglieder aus den in Artikel.32 bis 39 ge­

nannten Ämtern und Diensten, die gemäß Abs. 4
gewählt oder berufen werden;

3. sieben Superintendel).ten, die von der Gesamtheit
der Superintendenten in einem Konvent unter Lei­
tung des dienstältesten anwesenden Superinten­
denten aus ihrer Mitte gewählt werden ;

4. der Bischof, die Pröpste, das leitende juristische und
das leiten.de theologische Mitglied· des Konsisto­
riums, gegebenenfalls der Professor der Theologie,
der gemäß Art.136 Abs. 2 durch Zuwahl in die
Kirchenleitung berufen wird;

5. fünf Mitglieder aus den kirchlichen Werken . und
kirchlichen Ausbildungsstätten, darunter zwei Ver­
treter der Diakonie. Die Vertreter der Diakonie

werden von der Diakonischen Konferenz, die wei�
teren Vertr.eter gemäß A:bs. 4 gewählt;

6 .. �in vom Lehrkörp.er der. Sektion Theologie an der 
Ernst-Moritz-Arndt-Universität gewählter Pro­
fessor der Theologie; 

7. bis zu fünf weitere Mitglieder, die von der Kirchen­
leitung und dem. Präsidium der Landessynode ge­
meinsam- berufen werden .
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(3) Jede Kreissynode _ \Vählt aus _ ihrem Kirchenkreis
. drei · Mitglieder .. der· Landessynode, d·arunter ei_nen . In­
haber ·eines· Gemeindepfarramtes. Der Superintendent 
steht. dabei nicht zur Wahl. Die anderen beiden Mit­
glieder dürfen nicht in einem kirchlicheri Arbeits- oder 
Dienstverhältnis stehen; Für diese beiden wird ein 

. Stellvertreter gewählt, der zugleich· Ersatzmitglied ist.
-

' . 
.

(4) Die Kirchenleitung und das Prä�idium der Landes-
synode legen · geme\nsam fest, ·
1, welche in Artikel 32 bis 39 genannten Ämter und

Dienste (Abs. 2, Ziff: 2) sowie _ welche kirchlichen 
Werke und kirchlichen Ausbildtmgsstätten (Abs. 2, 
Zii'f, 5) in der Landessynode vertreten sein sollen; 

2: durch welche Vertretungen dtese 'Mitglieder der 
Landessynode �u wählen $ind oder 

3. ob eine Berufung vorzunehmen ist, die durch die
Kirchenleitung und das Präsidium der Landes­
synode erfolgt.

(5) Jedes Mitglied der Landessynode, das nicht in
einem •·kirchlichen Arbeitsverhältnis $teht, muß ein zum
Ältestenamt befähigstes Gemeindeglied sein.
(6) Beim 1jintritt in die Landessynode findet Artikel95
Anwendung.
(7) Die Mitglieder der Landessynode sind in ihren
Entscheidungen nicht anWeisungengebunden .. Sie sind
jedoch den Kreissynoden berichtspflichtig;

Artikel 129 
(1) Die Landessynode wählt Während ihrer ersten Ta.,.
'gung·riach der Neuwahl aus ihrer Mitte das Präsidium.
(2) Das Präsid_ium der Landessynode best_eht al!-S dem
Präses und dem ersten und dem zweiten Vizeprä_ses.
Unter den drei Mitgliedern des Präsidiums soll nur ein
Theologe sein. Der Bischof, die Pröpste sowie das lei­
tende juristische und däs leitende theologische Mitglied
des Konsistoriums stehen nicht zur Wahl. Die Mit­
glieder_ des Präsidiums bleiben bis' zur Wahl ihrer
Nachfolger im Amt.
(3) Das Präsidium sorgt für die Vorbereitung, Durch­
führung und: Nacharbeit der Tagungen der Landes­
synode; Es vertritt die· Landessynode; insbesondere 
gegenüber den Kreissynoden; 
(4) Das Präsidium beruft die, Landessynode ein unc).
setzt Ort und Beginn der Tagung nach Absprache mit
der Kirchenleitung fest. Auf Verlangen von einem 
Drittel ihrer Mitglieder oder auf Verlangen der Kir­
chenleitung hat das Präsidium die Landessynode ein-
zuberufen. 
(5) In Absprache mit der Kfrcherileftung b.ereitet das
:Präsidium die Tagungen 'vor µnd, legt die vo,:-läufige
Tagesotd.nung fest.
Die Landessynode bescllließt die Tagesordnung.
(6) Das, ,Präsidit.tm prüft die·_ MitgÜeds�aft in der
Landessynode und stellt die Beendigµng der Mitglied-
scl),af t fest.
(7) Die Tagungen der Landessynode werq.en vom Prä­
sidium geleitet. 
(8) Das Präsidium teilt !iie vom Präses �usgefertigten
Beschlüsse der Lande$SYnod� der Kirch�nleitung und
dem Konsistorium . mit,. soweit sich äus. dein Inhalt
der Beschlüsse nicht etwas anderes ergib�.
(9) Das Präsidium · achtet auf die Durchführung der
Beschlüsse der Landessynode. Es begleitet die Arbeit
der Ausschüsse der Landessyhode.
(J.0) Das Präsidium hält enge Verbindung zu den 
Kreissynoden und delegiert nach Möglichkeit eiri Mit­
glied des Präsidiums zu deren Tagungen. 

. .J 

Artikel 130 
(1) Die Landessynode ·tritt in .· der 'Regel _mindestens
einmal im Jahr zusammen.
(2) Pie Landes·synode versammelt sich während ihrer
Tagung zum Gottesdienst. Ihre Sitzungen werden mit
Gottes Wort und Gebet eröffnet u_nd mit· Gebet ge.,. 

schlossen.
(3) Der Tagung der Landessynode · wird in allen Ge­
meinden der Evangelischen Landeskirche. Greifswald
im Gottesdienst fürbittend gedacht.
(4) Die · Landessynode ist beschlußfähig, .wenri min­
destens zwei Drittel ihre� Mitglieder anwesend sind.
(5) Die Verhandlungen der Landessynode sind für aile
Glieder der Kirche öffentlich. Die Landessynode kann
die Öffentli�keit ausschließen; Zu den Verhandlungen
der Tagungsausschüsse haben nur die Mitglieder der
Landessynode, mitarbeitende Gäste und die erforder.:.
liehen . Berater Zutritt;
(6) Änderungen der Kb,chenordnung. müssen in zwei
Lesungen an. verschiedenen Tl!,gen beschlossen werder:i
und _bedürfetJ, in der zweiten Lesung der Zustimmung
von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Stimm--
berechtigten. · · 

(7) Kirchengesetze erfordern eine zweimalige Beratung
und Beschlußfassung. ( , 

· · · 

(8) Kirchengesetze werden vom Präses der Landes.,
synode ausgefertigt und von der Kirchenleitung im 
Amtsblatt verkündet. Sie treten, wenn nichts anderes 
bestimmt ist, mit dem vierzehnten Tag nach der Aus·�. 
gabe des Blattes in Kraft. Ist die bäldige Verkündung 
im. Amtsblatt nicht _ mögHch, so ist auf anderem Wege 
für, eine mögiichst umf•sende Bekanntgabe Sorge zu 
tragen. . In. diesem . Fane . treten f:lie Kirchengesetze, 
wenn . nichts anderes besUmmt ist, einen Monat nach 
der Beschlußfassung in Kraft. 
(9) Im übrigen regelt die Landessynode ihren Ge­
schäftsgang durch eine Geschäftsordnung;

Artikel 131 
(1) Die Landessynode. kann für bestimmte Sachgebiete
oder Angelegenheiten ständige Ausschüsse bilden; Die
B'ildung �ieser Ausschüsse erfolgt für einen· begrenzten
Zeitraum, in der Regel für die Dauer der Amtszeit
der Landessynode.
(2) Die ständigen. Ausschüsse stehen _ in .ihrem Sach-,
gebiet. der La;ndessynode sowie der ,Kirche�leitung. u��
dem Konsistorium_ für die Erledigung von Aufträgen
zur Verfügung; Die Erteilung der Auftrii,ge· der Ki(_;.
chenleitung und des Konsistoriums erfolgt . unter Mit'­
teilung an das Präsidium der Landessynode; Die Aus­
sd!.üsse sind an die 

. 
ihnen erteilten. ArbeitsaUftrage 

gebunden. i . . . . . 

(3) Die ständigen Ausschüsse:· sind der Lande�_synop,e
verantwortlich. Zwischen deren Tagungen halten. sie
Verbindung zur Kirchenleitµng. und ·zum Präsidium
der Landessynode und unterrichten diese über ihre
Arbeit. 

· 
/

(4) Die ständigen Ausschüsse. µbergeben ihre A,rbeifs.,.
ergebn1sse dem kitchenleitenden Organ, von dem sie
den entsprechenden '-Auftrag erhalten haben. Bei Vor„
lagen• an die ·Landessynode ist zuvor ein Einvernehmen
mit der Kirchenleitung anzustreben ..
(5) Di� . Mitglieder der. ständigen Ausschüsse werden
von d'er Land'essynode gewählt. Erforderlichenfalls
kann die Kirchenleitung für den Zeitraum bis zur
nächsten Tagung der Landessynode weitere Mitglieder
in f:lie Ausschüsse berufen. Vertreter der Präsidiums,
der .Kirchenleitung lind .des Konsistoriums. können be,­
ratend an der Arbeit der Ausschüsse teilnehmen.
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(6) Die ständigen Aussehüsse sind_ besehlußfähig, wenn
mehr als die _Hälfte der - Mitglieder anwese_nd ist.
(7) Die Abstimmung der Arbeit der ständigen. Aus­
sehüsse un\ereinander etj:olgt, soweit dies _im Interesse
der Arbeit der Landessy>riode erfordedieh ist, dtireh
das Präsidium.

IV. Die Kirchenleitung

Artikel 132
(1) Die �irehenleitung Jst für aHe Leitungsaufgaben
der Landeskirehe zuständig, die nieht der La11des­
synode oder anderen · Leitungsorganen der Landes'­

kirehe vorbehalten sind. Wenn die- Landessynode nieht 
versammelt ist, nimmt - die Kirehenleitung aueh die in 
Artikel l24 Absatz 2 und 3 genannten Aufgaben wahr.
(2) Die Kirehenleitung, klllln auch Aufgaben vvahr�
nehmen, die der Landessynode vorbehalten sind, wenn 
deren Einberufung nieht möglich ist oder der Bedeu­
tung des Gegenstandes nieht entsprieht und die Erle­
digung der Angelegenheit keinen Aufsehub duldet. In 
solehen Fällen kann die· Kirehenleitung Angelegen­
heiten,, die den Erlaß ein'es:Kirehengesetzes erfordern, 
dureh Verordnung regeJn. Die Verordnung ist der Lan-' 

dessynode bei ihrem näehsten Zusammentritt zur Ge­
nehmigung vorzulegen. Wird sie nicht genehmigt, so 
hat die Kirehenleitung sie autzuheben. Eine Änderung 
der Kirehenordnung auf diesem Wegejst nieht möglieh. · 
(3) Die Kirchenleitung ftihrt die �esehlüsse d�r Lan­
dessynode durch uriq.erläßt insbesondere die notwen'.i
digen Ausführungsbestimmungen. 
(4) Die Kirehenleitung ist .an die Besehlüsse der Lan­
dessynode gebunden - und - ihr gegenüber beriehtspflich­
tig. Gegen Beschlüsse der Landessynode kann die· Kir­
chenleitung innerhalb von· drei Monaten Einsprueh er­
heben, wenn mindestens zwei Drittel ihrer Mitglieder 
z,ustimmen. Der Gegenstand ist der Landessynode bei 
ihrer. näehsten Zusammenkunft noehmals vorzulegen. 
Hält sie ihre Entscheidµng aufrecht, so ist danaeh zu 
verfahren. 

Artikel 133 
(1) Die KirclJ.enleitung soÜ 1sieh vo� allem_ für Ange­
legenheiten von allgemein kirehlieher Bedeutung und
für Einzelfragenc von besonderer Wiehtigkeit ,verant­
wortlieh wissen. Sie kann sich über alle Vorgänge im
Leben der Landeskirehe u11terriehten lassen, diese zum 
Gegenstand ihrer Beratung machen · und _ im Rahm�n 
der kirchlichen Ordnuilg und ihrer Zuständigkeit dar'­

über· besehließen. 
(2) Die .KiJ;-ehenleitung beruft, soweit nieht etwas an­
deres bestimmt ist, die .Inhaber landeskirchlieher S\el­
len, die Mitglieder des Kollegiums des· Konsistoriums

; sowie die - anderen Amtsträger der kirehenleitenden
Dienste,

. . - -

Artikel 134 

(l) Die Kirchenleitung vertritt die Evangelische Lan­
deskirche Greifswald. · ZÜr Vertretung in Reehtsa.nge­
legenheiten, insbesondere vor Gerieht, ist· auch das
Konsistorium ermäehtigt:

- -

(2) Die Klrehenleitung kann aueh andere Angelegen­
heiten, die die kirehliehe Ordnung, ihr zuweist, i11 ge­
eigneten Fällen dem Kon1;1istorium zur ;Erledigung ,über­
tragen. Das Konsistoriutn' 'hat in solchen Fällen auf die 
Ermäd'ltigung Bezug zu nehmen. 

Artikel 135 
(1) Die Kirchenleitung hat Beschlüsse der Gemeinde­
kirehenräte, der Kreissynode und .ihrer Aussehüsse;

der Kreiskirehenräte sowie der Leitungsorgane landes­
kirehHcher Einrichtungen . außer Kraft zu - setzen, wenn 
sie mit S,ehrift und Bekenntnis nieht vereinbar sind 
und die dadureh für das kirchliehe Leben entstehende 
Gefahr .. auf andere Weise .nicht zu beheben ist. Bis 
zur Entscheidung in der Sache ist der Besehluß nicht 
auszuführen. Die Körpers.chaft, deren Beschluß außer 
Kraft gesetzt wird, kann eine noehmalige Prüfung und 
Entseheidung verlangen, 'die nieht früher als zwei 
Monate nacp. der ersten erfolgen datf. 

(2) BesclJ.lüssl:l der _ in. ·Absatz 1 genannten Körper­
sehaften, ßie das R.echt verletzen oder · die einheitliche
Finanzwirtsehaft der Kirche. gefährden, setzt das Kon­
sistorium außer Kraft. Hiergegen ist innerhalb eines 
Monats die Beschwerde ;m den Rechtsaussehuß der 
Evangelischen Landeskirche Greifswald zulässig. 

Artikel 136 

(1) Der Kirchenleitung 'gehören an:
1. der Bisehof und die Pröpste,

0 
' ' . 

2. der Pr{i,ses der Landessynode,
3. aeht weitere MitgUeder der Landessynode, die von

der Synode jedesmal n'ach ihrer Neubildung in der 
ersten Tagung gewählt werden und bis zur Wahl
ihrer Naehfolger im Amt bleiben. Nicht mehr als
die Hälfte sollen hauptberuflich in der Kirehe Tä­
tige sein. Wiederwahl ist zulässig. 

4. -die beiden leitenden Mitglieder des Kollegi1,1ms des
Konsistoriums.

(2) Falls sich unter den gemäß Absatz 1 Ziffer 3 ge­
wählten Synodalen kein Professor der Theologie der 
Ernst-Moritz-Arndt-Universifät Greifswald befindet,
kann die- Kirchenleitung dureh Zuwahl einen solchen
berufen. 
(3) Für di� von cler �andessynode gewählten Mit­
glieder ist je ein Steilvertreter zu wählen, der im Falle 
längerer Verhinderung· des ordentlieheri Mitgliedes an
dessen Stelle an den Beratungen der Kirchenleitung 
teilnimmt und aueh Ersatzmitglied ist.

(4) Die nicht zur Kirchenleitung gehörenden Mitglieder
des Kollegiums des Konsistoriums nehmen an den 
Sitzungen beratend teil, sofern die Kirchenleitung im 
Einzelfall nicht etwas anderes bestimmt. Weitere Mit­
arbeiter des Konsistoriums können hinzugezogen wer­
den. Außerdem können erforderlichenfalls Berater so­
wie Gäste · an den Sitzungen beteiligt ·-\'ll'erden. 

Artikel 137. 

(1) Vorsitzender 'der Kirehenleitung ist der Bisehof.
Stellvertretender Vorsitzender ist der Präses der Lan­
dessynode. Einen' weiteren Stellvertreter wählt die Kir-
ehenleitung aus ihrer Mitte. 

'---- · · , 
; . . . 

(2) Die Ki�chenleitung iriff mindestens einmal im Mo­
nat zusammen. Sie ist beschlÜßfähig; weim außer ·dem 
Vorsitzenden mehr als die Hälfte der Mitglieder an­
wesend ist. Sofern besondere Verhältnisse die Einbe­
rufung oder den Zµsanimentritt von mehr als der 
Hälfte der Mitglieder außer dem Vorsitzenden nicht 
möglich maclJ.en, ist die Kirchenleitung aueh beschluß­
fähig, wenn -- außer dem Vorsitzehden mehr als ein
Viertel der MitgHeder anwesend ist 

Artikel 138 

Urkunden, welche die Evangelische Landeskirehe 
Greifswald Dritten· gegenüber verpflichten - sollen,_ und 
Vollmachten, sind namens der Evan.gelisehen Landes­
kirehe Greifswald entweder vom Vorsitzenden der 
Kirchenleitung oder vom Leiter des Konsistoriums, bei 
deren Verhinderung von deren Vertretern im Amt, 
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unter Beidrückung .des .Siegels zu vollziehen. Dadurch 
wird Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit der Be­
schlüsse festgestellt 

V. Das Konsistorium

Artikel 139
(1) Das Konsistorium führt die laufenden Geschäfte
der Evangelischen Landeskirche Greifswald. Es berät
und. unterstützt die. Kirchenleitung, bereitet ihre Be•
schlilsse vor und führt sie aus.
(2) Es ist für alle Angelegenheiten der kirchlichen
Verwaltung verantwortlich, die die kirchliche Ordnung
nicht einer anderen Stelle überträgt, insbesondere für
die Aufsicht„über d_ie Kirchengemeinden, Kirchenkreise
und kirchlichen Amtsträger.

Artikel 140 
(1) Das, Konsistorium handelt im Rahmen der kirch­
lichen Ordnung und · der - von der Landessynode und
der Kirchenleitung ihm gegebenen Weisungen unter
eigener Verantwortung.
(2) Die Kirchenleitung kann sich über die Tätigkeit
des Konsistoriums jederzeit unterrichten und auf seine
Maßnahmen Einfluß nehmen. Das, Konsistorium kann
seinerseits in Angelegenheiten von besonderer Bedeu­
tung eine Entscheidung, oder Weisung der Kirchenlei-
hing nacllsuchen. . , 

(3) Struktur und Arbeitsweise des Konsistoriums un­
terliegen der Mitverantwortung der Landessynode.

Artikel 14l 
Das Konsistorium steht den gesa:r'ntkirchlichen Stellen 
für die Erfüllung ihrer Auf,;taben zur Verfügung. 

) 

Artikel 142 
(1) Das Konsistorium soll die Selbstverwaltung · und
Initiative der Kirchengemeinden und Kirchenkreise auf
jede Weise zu stärken suchen. · 

(2) Bestimmte Aufg.iben des KopsistoriUms können
auf Organe und Einrichtungen der Kirchehkreise über­
tragen werden, bies gilt insbesondere für alle Ange­
legenheiten ·der Verwaltung des kfrchUchen Vermögens
einschließlich der Wirtschaftlichen Angelegenheiten der
kirchlichen Amtsträger.
(3) Das Nähere bestimmt die Kirchenleitung.

Artikel 143 
(1) Da11 �onsistorium besteht aus dem Kollegium und
dep,Mitarbeitern ,des Konsistoriu·ms. ' · 

(2) Zum Kollegiµm gehören der Bischof sowie weitere 
in der Regel the�logische und juristische Mitglieder,
die von der· Kirchenleitung im Haupt- oder Nebenamt
berufen werden. Eine befristete Berufung ist möglich.
Das Mitglied kann in begründeten. Fällen seinen Rück­
tritt erklären. Ebenso kann die · Kirchenleitung den
Rücktritt nahelegen oder erforderlichenfalls die Ab'­
berufung beschließen.

(3) Aus den Mitgliedern des Kollegiums bestellt die
Kirchenleitung zwei leitende Mitglieder, darunter einen
Theologen. Ihre Bestellung bedarf der Bestätigung
durch die Landessynode. Eines der beiden . leitenden
Mitglieder, in der Regel einen Juristen, bestimmt die
Kirchenleitung zum Leiter des Konsistoriums. Der Lei­
ter ·des Konsistoriums wird bei seiner Verhinderung
durch das ande.re leitende Mitglied des Kollegiums
vertreten.

(4) Außer den Mitgliedern des Kollegiums können
theologische und andere Mitarbeiter des Konsistoriums
als Referenten im Haupt� oder Net,ienamt eingestellt
werden.

Artikel 144 
Der Bischof leitet ehe Sitzungen des Kollegiums, bei• 
seiner Verhinderung der Leiter des Konsistoriums bzw. 
dessen Vertreter. Die Pröpste und die übrigen Mitglie­
der der Kirchenleitung können an den Beratungen des 
Kollegiums jederzeit teilnehmen. 

Artikel 145 
(1) Die Berufung _oder Anstellung der Mitglieder des
Kollegiums und der Referenten des Konsistoriums und
ihr Dienst- oder Arbeitsrechtsverhältnis richten sich
nach den kirchlichen Ordnungen.
(2) Den hauptamtlichen theologischen Mitgliedern des
Kollegiums soll Gelegenheit gegeben werden, ihren
Verkündigungsauftrag in einer bestimmten Gemeinde
wahrzunehmen,

. :VI. Besondere Ämter. und Dienststellen 

Artikel 146 
Die Aufgaben des Theologischen Prüfungsamtes richten 
sich nach der Pfarrervorbildungsordnung. Die Leitung 
liegt dem Bischof ob, bei dessen Behinderung dem 
leitenden theologischen Mitglied des Konsistoriums. 
Oie Mitglieder werden - soweit nicht in Artikel 127 
Absatz 5 etwas anderes bestimmt ist � auf Vorschlag 
des Bischofs von der Kirchenleitung berufen. 

Artikel 147 
Inwieweit zur Betreuung einzelner Arbeitsgebiete be­
sondere Ämter, I;>ienststellen, Arbeitskreise oder bera­
tende Kollegien (Kammern und Ausschüsse) einzu­
setzen sind,. bestimmt. die Landessynode; beratende
Kollegien können auch von der Kirchenleitung gebildet 
werden. Der Bischof trägt dafür Sorge, daß die Arbeit 
solcher Stellen _im engen Einvernehmen mit der Kir­
chenleitupg und dem Konsistorium geschieht. 

Artikel 148 

(1) Der Rechtsausschuß der Evangelischen · Landes­
kirche Greifswald ist berufeµ, über Rechtsfragen der
kirchlichen Verwaltung fn den durch die kirchliche
Ordnung bestimmten Fällen zu entscheiden. Die kfrch�
liehe Ordnung kann ihm weitere richterliche Aufgaben
übertragen. Die Organe der Evangelischen Landes­
kirche Greifswald können seinen bienst für die Er­
stattung von Rechtsgutachten ·. in Anspruch nehmen.

-�j. . 

(2) Der Rechi�ausschuß ist _eine unabhängige kirchliche
Dienststelle, die an die Ordnung der Kirche - jedoch
nicht an Weisungen - gebunden ist. Seine Entschei­
dungen sind endgültig, soweit nicht die gesamtkirch­
liche Ordnung ein Rechtsmittel vorsieht.

(3) . Dem Recntsausschuß gehören ·an:
1. Das leitende juristische Mitglied des. Konsistoriums

als Vorsitze�der,
2. 4 Mitglieder, die von der Landessynode bei ihrer

ersten Tagung für die Dauer der Amtszeit der
I,.andessynode gewählt werden und bis zum Eintritt
ihrer Nachfolger im Amt bleiben. Von diesen müs­
sen zwei Pfarrer sein; die beiden anderen Mit­
glieder, von denen eines rechtskundig sein muß,
rriüssen die Befähigung zum Ältestenamt besitzen.

3. im Falle der Behinderung des Vorsitzenden tritt
dessen Vertreter im Konsistorium ein: für niP fih.-;-



36 Amt sblat t Heft 2/3 / 198& 

gen Mitglieder sind Stellvertreter zu wählen, die 
auch Ersatzleute sind. Etwa notwendige Ersatz­
wahlen kann die Kirchenleitung vollziehen, 

4. der Rechtsausschuß faßt seine Beschlüsse mit Stim­
menmehrheit,

5. im übrigen wird das Verfahren vor dem Rechts­
ausschuß durch eine Geschäftsordnung geregelt, die
die Kirchenleitung erläßt und veröffentlicht.

Vi e r t e r  Ab s c h n i t t 

Die kirchlichen Werke 

I. Werke des Gemeindedienstes

· Artikel 149

(1) Die Evangelische Landeskirche Greifswald fördert
die Arbeit an den verschiedenen Gruppen ihrer Glie­
der, insbesondere an den Männern, den Frauen und
der Jugend, und faßt sie zusammen, soweit sie über
den Bereich der Kirchengemeinden und Kirchenkreise
hinausgeht und zentraler Ordnungen und Organe be­
darf.

(2) Die für diese Arbeit bestehenden Werke, nämlich:
1. das Männerwerk,
2� 'die Frauenhilfe,
3. das Jungmännerwerk,
4. das Jungmädchenwerk
sind in Leben, Arbeit und Leitung der Evangelischen 
Landeskirche Greifswald einbezogen. 

(3) Das Nähere über die Aufgaben und die Gestaltung 
dieser Werke wird durch Kirchengesetze 14) geregelt. 
Die Kirchenleitung kann den Werken Richtlinien für
ihre Arbeit in den Kirchenkreisen und Kirchenge­
me;nden geben. Dabei ist die Mitarbeit freiwilliger
Kräfte zu gewährleisten.

II. Werke des diakonisch-missionarischen Dienstes

Artikel 150 
Alie Glieder der Kirche sind zum Dienst am Nächsten 
gerufen. In besonderer Weise gewinnt die helfende 
Liebe Gestalt im Diakonat der Kirche; demgemäß sind 
die Werke des diakonisch-missionarischen Dienstes 
Wesens- und Lebensäußerung der Kirche. 

Artikel 151 
Die Evangelische Landeskirche Greifswald fördert die 
in ihrem Bereich arbeitenden diakonischen Einrich­
tungen und Werke ungeachtet der Rechtsform des 
einzelnen Werkes. 

Artikel 152 

(1) Die im Bereich der Landeskirche bestehenden dia­
konischen Anstalten und Heime sowie die sonstigen 
Einrichtungen und Arbeitszweige der Diakonie sind 
im „Diakonischen Werk (Innere Mission und Hilfs-

14) S. Kirchengesetz zur Ordnung des Evangelischen Män­
nerwerks vom 8. November 1966 (ABI. Grfsw. 1966 Nr.12 
S.123), Vorläufige Ordnung der Frauenhilfe vom 23. Sep­
tember 1949 (ABI. Grfsw. 1950 Nr.1 S. 2) und die Ordnung
der kirchlichen Jugendarbeit vom 21. September 1950 mit
Änderungsverordnung vom 22. April 1952 (ABI. Grfsw. Nr. 5
S. 29) und 1. DB vom 4. März 1966.

werk) der Evangelischen Landeskirche Greifswald" 
zusammengeschlossen, dessen Aufgaben und Aufbau 
durch besonderes Kirchengesetz 15) geregelt werden. 
('2) Über die Anerkennung der Zugehörigkeit zum Dia­
konischen Werk (Innere Mission und Hilfswerk) der 
Evangelischen Landeskirche Greifswald sowie über die 
Aufhebung der Zugehörigkeit entscheidet das Amt für 
Diakonie. Gegen seine Entscheidung ist die Berufung 
an die Kirchenleitung zulässig. 
(3) Die Satzungen einzelner Anstalten, Heime und son­
stigen Einrichtungen der Diakonie bedürfen der Be­
stätigung durch die Kirchenleitung. Diese hört zuvor 
das Amt für Diakonie.

III. Andere kirchliche Werke

Artikel 153 
Die Evangelische Landeskirche Greifswald fördert im 
Gehorsam gegen den Sendungsauftrag ihres Herrn die 
Arbeit der Äußeren Mission in Zusammenarbeit mit 
den Missionsgesellschaften. Die Missionsgesellschaften 
sincj. gehalten, vor der Bestellung ihrer Vertretungen 
für den Bereich der Evangelischen Landeskirche Greifs­
wald mit der Kirchenleitung Fühlung zu nehmen. 
Nähere Bestimmungen werden im Wege der Verein­
barung.mit den Missionsgesellschaften getroffen. 16) 

Artikel 154 
(1) Die Evangelische Landeskirche Greifswald fördert
die zur Erfüllung des Dienstes an der evangelischen
Diaspora bestehenden Einrichtungen und die anderen
kirchlichen Werke.
(2) Über die Anerkennung als kirchliches Werk ent­
scheidet die Kirchenleitung. Die Anerkennung setzt 
voraus, daß sich die Arbeit des Werkes in Bindung an 
Schrift und Bekenntnis und unter Wahrung der kirch­
lichen Ordnung voll;-:ieht.
(3) Die anerkannten Werke haben der Kirchenleitung
jederzeit 'Einblick in ihre Arbeit zu gewähren und 
Rechenschaft abzulegen. Die Berufung ihrer geistlichen
Amtsträger bedarf der Bestätigung durch das Kon­
sistorium.
(4) Die Kirchenleitung kann diesen Werken unter
Wahrung ihrer sachlich erforderlichen Selbständigkeit
für ihre Arbeit und ihre Ordnung Richtlinien geben.
Über die Ausübung geistlichen Dienstes in den Kir­
chengemeinden müssen sich die Werke mit den ört­
lichen Stellen vorher verständigen.

Artikel 155 
Zur Herstellung einer laufenden Arbeitsverbindung 
der Werke untereinander und mit dem Konsistorium 
und der Kirchenleitung soll ein Amt für kirchlichen 
Gemeindeaufbau eingerichtet werden. Das Nähere be­
stimmt bis zum Erlaß eines Kirchengesetzes die Kir­
chenleitung. 

Fün f t e r  A b s c h n i t t  

Gemeinsame und Schlußbestimmungen 

Artikel 156 
Die Mitglieder aller kirchlichen Kollegien und ,Syno­
den und die kirchlichen Amtsträger und Angestellten 

15) S. Kirchengesetz zur Ordnung der Diakonie der Evan­
gelischen Landeskirche Greifswald vom 16.11.1969 (ABI. 
Greifswald 1969 Nr. 11 S. 89). 

16) Vorläufige Ordnung der Arbeit der Äußeren Mission
vom 27.5.1962 (ABI. Grfsw. 1962 Nr. 8 S. 79). 
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haben über alle Angelegenheiten, die amtlich zu i_hrer 
Kenntnis kommen und ihrer Natur naah oder infolge 
besonderer Anordnung vertraulich sind, Verschwiegen­
heit zu beobachten, auch wenn die Mitgliedschaft oder 
das Dienstverhältnis nicht mehr besteht. Von _dieser 
Verpflichtung können nur das Kollegium oder die 
Synode, _ dem das Mitglied angehört, oder der Leiter 
oder 'Vorgesetzte der Dienststelle der kirchlichen Amts­
träger oder Angestellten befreien. Für die Pastoren 
erteilt die Befreiung das Konsistorium. 

Artikel 157 
(1) Weigern sich die Organe der Kirchengemeinden,
Gemeindeverbände oder der Kirchenkreise, gesetzliche
Leistungen, die aus dem ihrer Verwaltung unterliegen­
den kirchlichen Vermögen zu bestreiten sind, auf den 
Haushaltsplan zu bringen, so ist das Konsistorium be­
fugt, die Eintragung in den Haushaltsplan zu bewirken
und die weiter· erforderlichen Verfügungen zu treffen.
(2) Gegen 'die Verfügung ist innerhalb eines Monats 
Beschwerde beim Rechtsausschuß der Evangelischen 

- · - Landeskftche Greifswald zulässig.

Artikel 158 
(1) Die vorstehende Kirchenordnung tritt am L Oktober 
1950 in Kraft. 
(2) Die geltende kirchliche Ordnun'g bleibt in Kraft, 
soweit sich nicht aus dieser Kirchenordnung etwas 
anderes - ergibt. Das gilt auch für diejenigen Gebiete
der Ordn,ung, für die nach den Bestimmungen dieser 
Kirchenordnung neue Ordnungen erlassen werden
.sollen, solange sie noch. nicht erlassen sind.
(3) Soweit im fortgeltenden Recht auf Bestimmungen
verwiesen wird, die · durch die Kirchenordnung auf­
gehoben sind, werden sie in Ermangelung anderer
Vorschriften durch die entsprechenden Bestimmungen
der Kirchenordnung ersetzt.
(4), Ebenso treten an die Stelle aufgehobener Organe. 
und Dienststellen die entsprechenden Organe und 
Dienststellen der Kirchenordnung. Insbesondere ..treten 
an die Stelle der Gemeindevertretung der Gemeinde­
kirchenrat, an die ·$telle des Kreissynodalvorstande_s 
der Kreiskirchenrat und an die Stelle des Provlnzial­
kirchenrates die Kirchenleitung. 
(5) Soweit zur Durchführung oder Ergänzung dieser 
Kirchenordnung kirchengesetzlicl:ie Regelungen _ erfol­
gen sollen, kann bis zu deren Erlaß die Kirchenleitung
einstweilige Bestimmung�n treffen. -
Die Synode hat sich in Einmütigkeit diese Kirchen­
ordnung gegeben. Sie weiß sich dabei in Erkenntnis 
aller menschlichen Schwachheit getragen von der 
Gnade Gottes. 

„Dein aberl der überschwenglich tun kann über 
alles, das wif bitten oder verstehen, nach der 
Kraft, · die da in uns wirket, dem s_ei Ehre in 
der Gemeinde, die in Christo Jesu ist zu aller 
Zeit, von Ewigkeit zu Ewigkeit f Amen." 
Eph. 3, 20, 21.) 

Anhang 

Oberleitungs- und Durcbführungsbestim1,11ungen zum 
7. Kircbengesetz voin 4. l'!lovember 1973 zur Änderung

der Kirchenordnung vom 14. Dezember 1973

Auf Grund von § 7 Abs. 2 des 7; Kirchengesetzes zur 
Änderung der Kirchenordnung vom 4. November 1973 
werden folgende Überleitungs- und Durchführungs­
bestimmungen erlassen: 

§ 1
(0 Die Entscheidung über die Berufung und gege­
benenfalls die Berufung von hauptberuflich in einem 
Dienstverhältnis zur 'Kirchengemeinde stehenden 'Mit­
arbeitern in den Gemeindekirchenrat nach Maßgabe 
des Art. 66 Abs. 2 'KO (neue Fassung) sowie die Be­
rufung von bis zu zwei h!iUPtberuflich tätigen kirch­
lichen Mitarbeitern in die Kreissynode nach Maßgabe 
des Art. 91 Abs. 2 Ziffer 4 und Abs. 4 KO (neue Fas­
sung) erfolgt erstmals bis zum 30, Juni 1974 und gilt 
bis zur nächsten angeordneten 1'-Jeuwahi von Ältesten 
bzw. bis zum Ablauf de'r gegenwärtigen Amtszeit der 
Kreissynode. 
(2) Als hauptberuflich tätig sind in Anlehnung an die 
kirchliche Arbeitsvertragsordnung solche Mitarbeiter
anzu11ehen, deren Arbeitszeit mindestens 40 % der
Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten beträgt'.

§ 2 

Der nach Maßgabe des Art. 66 Abs. 2 Satz 1 KO (neue 
Fassung) vorgesehene Zeitraum für die Mitgliedschaft 
eines Mitarbeiters im Gemeindekirchenrat - von einer. 
angeordnetell Neuwahl vrin Ältesten bis zur nächsten 
_angeordneten Neuwahl von Ältesten ...,. beträgt jeweils 
'4 Jahre, da gemäß Art. 54 Abs. 1 Satz 2 KO von 4 zu 
4 Jahren die Hälfte der Ältesten ausscheidet und neu 
gewählt werden muß. Zu dem von der Kirchenleitung 
nach Maßgabe von Art. 48 KO festgesetzten Wahl­
termin ist demnach auch jeweils die Entscheidung über 
die etwaige Berufung vo11 Mitarbeitern in den Ge­
meindekh;ch.enrat herbeizuführen und gegebenenfalls 
die Berufung selbst vorzunehmen. Wiederberufung ist 
möglich. 

§ 3 
Nachberufung von Mitarbeitern in den Gemeinde­
kirchenrat nach Maßgabe des Art. 66 Abs. 2 KO (heue 
Fassung) ist möglich, wenn 
a) in einer Kirchengemeinde, in der bisher kein Mit­

arbeiter angestellt war, ein oder mehrere Mitarbeiter 
- hauptberuflich angestellt werden, 

b) bei einer Kirchengemeinde weitere Mitarbeiter
hauptberuflich angestellt und durch die Nachberu-.
fung 25 0'0 der Gesamtzahl der Ältesten nicht über­
schritten werden, 

c) ein zum Mitglied des Gemeindekirchenrates beru­
fener, Mitarbeiter dieser. BerufUng nicht folgt oder 
während der Amtsdauer ausscheidet:
Die Nachberufung gilt jeweils bis zur nächsten an­
geordneten Neuwahl von Ältesten.

§ 4 
Die Namen de,r in den Gemeindekfrchenrat_ berufenen 
oder- nachberufenen Mitar_beiter sind im nächsten Got­
tesdienst .der Gemeinde bekanntzugeben. , 

§ 5 

Nach Maßgabe des Artikel 91 Abs. 2 Ziffer 4 KO (neµe 
Fassung) ist der Kreiskirchenrat zur Berufung von min­
destens einem hauptberuflich tätigen kirchlichen Mit­
arbeiter in 'die Kreissynocle verpflichtet; die Berufung 
eines weiteren hauptberufücl_l. tätigen Mitarbeiters - steht 
im Ermessen des Kreiskirchenrates. Vor Berufung wer­
den Vorschläge eines gemäß Rundverfügung vom 10. 8. 
1973 - A 10629-7n3 I � gebildeten Mitarbeiterkon­
vents einzuholen und zu erwägen sein. 

§ 6 

Kreissynodalälteste, die beim Kirchenkreis oder bei 
einer seiner Kirchengemeinden hauptberuflich ange­
stellt und nach Maßgabe des Art. 91 Abs. I Ziffer 4 KO 
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(alte Fassung) in die Kreissynode gewählt worden sind, 
scheiden zum 31. 12. 19'13 gemäß J\rt. 93 Abs. 1 Ziffer 1 
KO aus der Kreissynode aus. 

. . 

§ '1

Hauptber,µflich beim Kirchenkreis oder bei einer seiner 
Kirchengemeinden °Tätige,jm Sinne von, Art.104 Abs. 2 
Ziffer 1 Satz 4 KO. (neue Fassung) sowie hauptberuflich 
in der Kirche Tätige im Sinne von Art. 135 Abs. 1 
Ziffer 3 Satz 2 KO (neue Fassung) sind Geistliche, Kir­
chenbeamte und hauptberuflicpe Mitarbeiter; 

§ 8

Diese Oberleitungs- und Durchführungsbestimmungen 
treten am 1. Januar 19'14 in Kraft. 

Greifswald, den 14. Dezember 1973 

(L.S.) 
Die Kirchenleitung 

Gi e n k e 
Bischof 

Geschäftso·rdnung der Landessynode 

der Evangelischen Landeskirche 

Greifswald 

Die Landessynode hat sich folgende Geschäftsordnung 
gegeben: 

§ 1 Vorbereitung· und Einberufung
(1) Nachdem gemäß Artikel 129 Abs. 4 KO Ort und
Beginn der. Tagung bestimmt sind, setzen der Präses
und seine Stellvertreter (Präsidium) im Einvernehmen
mit der Kirchenleitung die vorläufige Tagesordnung fest.
Ihnen obliegt die Ausarbeitung eines Zeitplanes für die
Tagung, die Festsetzung, wer Gottesdienste und An­
dachten hält, sowie die Platzverteilung im Sitzungs­
saal.
(2) Die Einladung zur Tagung der Synode erfolgt mög­
lichst vier Wochen vor Beginn der Tagung schriftlich
durch den Präses unter Mitteilung der voraussicht­
lichen Tagesordn\lng und Dauer. Gesetzentwiirfe, son­
stige Vorlagen und Antrage sind den Mitgliedern der
Synode nach Möglichkeit vor Beginn der Tagung zu­
zusenden'. Das Präsidium soll dafür SQrgen, daß die
Synodalen bei. Beginn ihrer Tätigkeit die Kirchen­
ordnung der Evangelischen Landeskirche Greifswald
ur:id die Geschäftsordnung .der Landessynode erhalten
und daß sie das Amtsblatt der Evangelischen Landes­
kirche Greifswald regelmäßig bekommen.
(3) Das Präsidium lädt das Konsistorium zur Tagung
der Synode ein, damit seine Mitglieder und Fach­
referenten, soweit sie nicht der Synode angehören, für
die Arbeit der Landessynode, einschließlich der . Ta­
gungsäusschüsse, zur Verfügung steheh.
(4) Das. Präsidium kann im Einvernehmen , mit der
Kirchenleitung Gäste und mitarbeitende Gäste zur
Tagung · einladen.

§ 2 Teilnahme
(1) Die Mitglieder der Synode sind verpflichtet, an
den Tagungen der Synode, einschließlich der Sitzungen

des Tagungsll,.usschusses, dem sie angehören, teilzu­
nehmen. 
(2) Wenn ein Mitglied verhindert ist, an der Tagung

,der Synode teilzunehmen, so zeigt er dies dem Präses
bei· Erhalt der Einladung unter Rückgabe derselben
unverzügljch an. Dieser beruft sodann den Stellver­
treter ein.
(3) Mitglieder, die zeitweise verhindert sind, haben
dies dem Präsidium unter Angabe des Grundes vorher
mitzuteilen, Das Präsidium berät mit ihnen über die
Triftigkeit des ängegebenen · Entschuldigungsgrundes.
In jeder Sitzung sind die Namen der beurlaubten und
fehlenden Mitglieder bekanntzugeben und in der Ver­
handlungsniederschrift zu vermerken.

·§ 3 Anträge und Eingaben vor Tagungszusammentritt

(1) Anträge gemäß Artikei 126 Abs. 2 KO, deren Be­
handlung von einer bevprstehtmden Tagung der Lan­
dessynode .. erwartet wird, soilen · .dem Präsidium spä­
testens zwei Wochen vor Beginn.der '.i'agung schriftlich
zugeleitet werden. Das Präsidi.um prüft die Zulässig­
keit der Anträge. Für Anträge, die vor einer Tagung
gestellt werden, gilt sinngemäß § 7 . Abs. 1, 2, 3.
(2) Die Zurücknahme eines Antrages durch den An­
tragsteller ist möglich, wobei § 7 (5) sinngemäßt gilt.
(3) Über die Behandlung von Eingaben, die bei der
Synode eingehen, entscheidet das Präsidium.

§ 4 Eröffnung, Namensaufruf, Legitimationsp1•üfung,
Beschlußfähigkeit 

. . . '. ·-·� -

(1) Der Präses eröffnet die Synode. Durch Namens­
aufruf wird die A·nwesenheit der Synodalen festgestellt.
Die Synode beschließt über die Legitimation der Mit­
glieder nach Entgegennahme eines entsprechenden
Berichts.



Heft 2/3/1986 Amts b l a t t 39 

(2) Der Präses„ nimmt, soweit dies·· nicht bereits ge­
schehen ist, das Gelöbp.is der Synodalen gemäß Artikel
95 in Verbindung mit Artikel .128 Abs. 6 KO entgegen.
Bei späteren Sitzungen 'gilt das gleiche für neu ein­
tretende Mitglieder.

(3) Der Präses stelllt die Beschlußfähigkeit der Synode
fest. Wird die Beschlußfähigkeit der Synode im Latife
einer Sitzung angezweifelt, so · muß auf Antrag die
Auszählung der Anwesenden zwecks Feststellung der
Beschlußfähig�eit erfolgen.

§ 5 Schriftführer, Verhandlungsniederschrift und
tecbni!1cbe Mitarbeiter. 

(1) Die Synode bestimmt zu Beginn ihrer ersten Sit­
zung auf Vorschlag des Präsidiums drei Schriftführer 
für die Dauer der gesamten Tagung. Die Schriftführer 
brauchen nicht Mitglieder der Synode zu sein. 
(2) Die Schriftführer fertigen die Verh1mdlungsnieder­
schriften an. Sie haben bei Beschlußfassungen durch
Zählung der Stimmen, bei Wahlen durch Entgegen­
nahme., Verlesen und Auszählen der Stimmzettel und
dgl. da; Präsidium zu .u:p.terstützen. 

·· 

(3) Über ·jede SitzUng ist ein:e Niederschrift anzufer­
tigen, in welche die Namen der beurlaubten und .fäh-

. !enden Mitglieder sowie die Reihenfolge der Redner,
sämtliche Beschlüsse und Wahlergebnisse und mög­
lichst auch der we.sentliche Gang der Verhandlung
aufzunehmen sind. Daneben werden in der Regel von
jeder Sitzung Tonbandaufzeichnungen angefertigt. Die
Niederschrift wird von den mit ihrer Anfertigung be­
trauten Schriftführern . unterschri�ben• und dem Prä­
sidium in. der Regel bis . zum Beginn der nächsten
Sitzung vorgelegt, das sie für die Einsicht der Mit­
glieder auslegt. Einsprüche gegen die Niederschrift
sind beim Präsidium anzubringen. Dieses fordert die
Äußerung der Schriftführer an und veranlaßt, wenn
nötig, die Berichtigung. ·. Das Präsidium kann sich bei
der Erledigung dieser Aufgaben auch von Protokoll­
beauftragten, die vom Vorbereitungsausschuß aus der
Mitte der Synodalen benannt werden, vertreten lassen.
(4) Einsichtnahme in, und . Einsprüche. gegen die Nie­
derschrift können auch noch , innerhalb von vierzehn 
Tagen nac

h 

Tagungsschlu,ß beim Präsidium erfolgen. 
Nach dieser Frist stellt der Präses den Wortlaut der 
Niederschrift fest und unterschreibt Sie ztim Zeichen 
der Richtigkeit. 

(5) Die für die Erledigung der sonstigen . Geschäfte der
Synode erforderlichen technischen Mitilrbeiter werden
dem Präsidium aus dem · Kreis der Mitarbeiter des 
Konsistoriums zur Verfügung gestellt.

§ 6 Beratung
(1) Der amtierende Präses eröffnet, - leitet und schließt
die Sitzungen. Er erteilt das Wort: Er gibt die Tages-·
ordnung . q.er Sitzungen bekannt, die Synode kann
Änderungen beschließen.
(2) Bei umfassenderen Vorlagen oder Anträgen geht
der Besprechung und Beschlußfassung über die sie
bildenden einzelnen Abschnitte oder Sätze, Paragra­
phen, Artikel usw. eine Besprechung über das Ganze
voran. Diese beschränkt sich auf diE! allgemeinen Ge­
sichtspunkte. Und schlie�t ohne Abstimmung.

(3) Bei der Behandlung von Anträgen und Vorlagen
stehen dem Antragsteller bzw. Berichterstatter das Ein­
leitungs:.. . und das Schluß}Vort zu. Dies gilt auch, wenn
ein Antrag auf Schließung cj.er Redp.erliste oder auf
Schluß der Beratung angenommen worden ist. Im üb- .
rigen erhalten die Mitgiieder der Synode das Wort in
der Reihenfolge ihrer Wortmeldungen. Dabei kann auch
mitarbeitenden Gästen das Wort erteilt werden. Wort­
meldungen zur Geschäftsordnung haben gegenüber

anderen Wortmeldungen Vorrang. Dem Bischof sowie 
dem Berichterstatter kann der amtierende Präses 
jederzeit das Wort erteilen. Wer das Wort hat, darf nur 
vom amtierenden Präses unterbrochen werden. Zwi­
schenfragen können vom jeweiligen Redner zugelassen 
werden. 
(4) Die Redezeit kann durch das Präsidium oder auf
Antrag durch die Synode selbst geregelt · werden. Bei
der allgemeinen Besprechung kann jedes Mitglied nur
einmal das Wort erhalten. Der amtierende Präses sorgt
dafür, daß Abweichungen vom Gegenstande, Weit;;.
läufigkeiten, Wiederholungen oder Überschreitungen
der Redezeit vermieden werden. In besonderen Fällen
kann der amtierende Präses das Wort entziehen. Hier­
gegen ist die Berufung an die Synode zulässig, die
endgültig entscheidet.
(5) Das Präsidium sorgt für die Ordnung der Ver­
handlung. Bei erheblichen ·Störungen ist es berechtigt;
die Sitzung zu unterbrechen oder. zu schließen.

§ 7 Anträge während der Tagung
(1) Jeder Antrag ist so zu fassen, daß darüber mit
„Ja" oder „Nein" abgestimmt werden kann, und dem
Präsidium auf dessen Ve�langen in schriftlicher Fas-
sung zu übergeben. ·
(2) Jed�s Mitglied der Synode hat, das Recht, Anträge
zu stellen. Anträge, auch diejenigen auf Beschränkung
der Redezeit und auf Schluß der Aussprache, kommen
nur zur. Verhandlung, wenn si.e von mindestens sieben
weiteren Mitgliedern unterstützt werq.en. Anträge . .der
Kirchenleitung, · des · Präsidiums und der Ausschüsse
sowie · Anträge · zur Geschäftsordnung bedürfen keiner
Unterstützung. Über letztere wird nach möglichst kurzer
Aussprache unverzüglich abgestimmt.
(3) Abänderungsanträge sind vom amtierenden Präses

· unmittelbar nach ihrer Einreichung zu verlesen, jedoch
riicht vor dem Haupantrag, auf den sie sich beziehen.
·(4) Anträge auf Übergang ztir Tagesordnung sind so­
fort zu behandeln. Ein einmal verworfener Antrag auf
Übergang zur Tagesordnung darf im Laufe derselben
Sitzung nicht wiederholt werden. Über Anträge der
Kirchenleitung kann nicht zur Tagesordnung überge-
gangen werden.
(5) Rücknahme eines Antrages ist bis zur Abstimmung
gestattet. Zurückgenommene Anträge kiönnen von an­
deren Mitgliedern der Synode wieder aufgenommen
werden.
(6) Auf Antrag kann die Synode die Öffentlichkeit
ausschließep.: Erörterung . und Entscheidung über den
Ausschluß der Öffentlichkeit· finden in· nichtöffentlicher
Sitzung statt.

§ 8 Abstimmu,gen
. (1) Abstirrun:ungen erfolgen . in der Regel durch Hand..; 
zeichen. Auf Anordnung des Präsidiums oder a1,1f 
Antrag wird mit Stimmzetteln abgestimmt. Solche Ab­
stimmung kann mit Namensa:.ufruf verbunden werden. 
(2) Über jede Frage. wird gesondert abgestimmt. Bei
umfassenderen Vorlagen oder Anträgen muß, naclldem
über die einzelnen Abscl1nitte beraten und beschlossen
ist, auch über das Ganze, wie es sich nach diesen Be­
schlüssen gestaltet hat, abgestimmt werden.
(3) Wenn wegen der Beschaffenheit des durch Abstim­

•mung zu erledigenden Beratungsgegenstandes. oder mit
Rücksicht auf die gestellten. Anträge eine Mehrheit von
Fragen zu stellen ist, so kündigt der amtierende PraseS""
deren Reihenfolge vor der Abstimmung an. Dabei
sind Abänderungs- oder Erweiterungsanträge vor die
Anträge zu stellen, auf welche sie sich beziehen, wei­
tergehende vor diejenigen, welche eine mindere Ab-

, . ' 
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weichung von- dem Hauptjintrage enthalten. Erst da­
nach wird über den I:Iaupt�trag selbst abgestimmt, 
und zwar über den Inhalt; den E!r gegebenen,falls durch 
Annahme der Abänderungs- und Erweiterungsanträge 
erhalten. hat. Wird der Hauptantrag . abgelehnt, so ent­
fallen damit die schon angenommenen Abänderungs-· 
oder Erweiterung�anträge. 
(4) Gegen. Fassung und. Reihenfolge der Fragen können
sofort nach deren Bekanntgabe Einwendungen erhoben
werden; Werden diese vom amtierenden Präses nicht
berücksichtigt, so kann die Synode darüber entscheiden.
Auch kann die Teilung einer Frage beantragt werden.
(5) ·vor Abstimmungen _über einen Beratungsgegen­
stand haben in folgender Reihenfolge Vorrang: Ab­
stimmung über Anträge. auf a)• · Obergang zur Tages­
ordnung, b) Vertagung, c )  Oberweisung an einen Aus­
schuß. Die Abstimmung über die übrigen Anträge ist ·
nur zulässig, wenn zu a) bis c) genannte Anträge nicht
vorliegen oder abgelehnt worden· sind.
(6) Ober Anträge auf Schluß der Aussprache kann
erst abgestimmt werden, wenn der Antragsteller oder
Berichter'statter gesprochen hat und die Rednerliste
verlesen ist.
(7) Bei Abstimmungen entscheidet,_ soweit nicht etwas
anderes bestimmt ist, die einfache Mehrheit der gül­
tigen Stimmen. Bei der Ermittlung der Mehrheit blei-.
ben Stimmenthaltungen außer Betracht. Bei Stimm­
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Ist das Präsi­
dium über die· Mehrheit im Zweifel, so sorgt der am­
tierende Präses für die AUSzähhing. Während einer
Abstimmung wird das Wort nicht .erteilt.
(8) Pas vom Präsidium festgestellte und verkündete
Ergebnis der Abstimmung ist nicht anfechtbar. Wieder­
holung einer einmal abgeschlossenen Abstimmung ist
nicht gestattet.

§ 9 Wahlen
(1) Wahlvorschläge werden wie Anträge eingebracht.
(2) Wahlen können durch Handzeichen erfolgen. Auf
Anordnung des Präsidiums oder auf Antrag werden
Wahlen mittels Stimmzettel vorg�nommen.
(3) Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält, falls
im Einzelfall keine andere: Mehrheit vorgeschrieben
ist. Liegt nur ein Wahlvorschlag vor, so muß ihm mehr
als die Hälfte der anwesenden Synodalen zustimmen.

· (4) Die SY,node kann festlegen, daß für das Ergebnis
einer Wahl die absolute Mehrheit erforderlich. ist. In
diesem Falle ist gewählt, wer mehr als die Hälfte allei:
abgegebenen. Stimmen erhält:- Ist dies nicht erreidit1
so findet zwischen den beiden ){andidaten, die die
meisten Stimmen erhalten. hab�n, eine Stichwahl statt.
(5) Bei Stirnmgleichheit entscheidet erforderlichenfalls
das vom Präses zu ziehende Los ..
(6). § 8 (8) findet entsprechend Anwendung. 

§ 10 VorbereHung�ussdu1ß
(1) Die Synode bildet auf ihrer ersten Tagung den
Vorbereitungsausschuß, der bis zur Neuwahl im Amt 
bleibt. Der Ausschuß besteht aus dem Präses, seinen
beiden Stellvertretern sowie aus mindestens fünf wei-'
teren von der Synode zu wählenden Mitgliedern. Er­
gänzungen sind jederzeit möglich. Den Vorsitz führt
der Präses. oder einer seiner Stellvertreter.
(2) Der Vorbereitungsausschuß unterstützt das Präsi­
dium bei der Vorbereitung der Tagungen und der
einzelnen Sitzungen.

(3) Der Vorbereitungsausschuß .macht der Synode die
erforderlichen Wahlvorschläge. Die Synode ist an die
·vorschläge des Vorbereitungsausschusses nicht gebun­
den.

§ II Tagungsausschiisse
(1) Die Synode kann für bestimmte Sachgebiete oder 
Angelegen�eiten für die jeweilige Tagung Tagungs­
ausschüsse· bilden. Ein aus der Mitte der Synode ge­
stellter Antrag auf Einsetzung eines Tagungsaus­
schusses ist unter Beachtung von § 8 (5) vorrangig zur
Beratung und Abstimmung zu bringen.
(2) Die Ausschüsse werden. vom Einberufer, den das
Präsidium bestellt, zusammengerufen. Sie wählen aus
ihrer Mitte einen Vorsitzenden, einen Schriftführer
und einen :Berichterstatter. Gegebenenfalls können sie
aus ihrer Mitte Unterausschüsse· bilden. Das Präsidium
kann über den Stand der. Ausschußarbeiten jederzeit
,Auskunft verlangen. Synodale, · deren Tagungsausschuß
seine Arbeit abgeschlossen hat, können an den Sit­
zungen eines anderen Tagungsausschusses ohne Stimm­
berechtigung teilnehmen. Das Präsidium kann mitar­
bei t�nde Gäste an den Sitzungen der Tagungsaus­
schüsse teilnehmen lassen. Der Antragsteller ist auf
sein Verlangen mit beratender Stimme zuzulassen.
(3) Der Präses und sein� Stellvertreter gehören keinem
Tagungsausschuß an, können aber in jedem Ausschuß
das· Wort ergreifen und Anträge stellen.
(4) Die Ausschüsse haben ihre Berichte und Anträge
in der Regel schriftlich der. Synode vorzulegen. Erläu­
terungen erfolgen mündHch. durch. den .Berichterstatter.

§ 12 Ständige .Ausschüsse
(1) Für das Verfahren in den ständigen Ausschüssen
gelten die Bestimmungen der §§ 1-9 sinngemäß, soweit
im folgenden nicht etwas anderes bestimmt ist.
(2) Nach der Bildung ständiger Ausschüsse durch die
Landessynode,·sorgt das ·Präsidium .der Synode für di.e 
Benen;11ung der Einberufer dieser Ausschüsse. Die Ein­
berufer laden die Mitglieder ihres .Ausschusses zur 
konstituierenden Sitzung ein, .die in der Regel inner­
halb eines halben Jahres durchgeführt wird. Auf der 
konstituierenden Sitzung, die zunächst der Einberufer 
leitet, werden aus der Mitte der Mitglieder der Vor­
sitzende, und der stellvertretende Vorsitzende gewählt. 
(3) Der Vorsitzende führt die Geschäfte des Aus­
schusses.
(4) Über die Sitzungen der Ausschüsse werden Proto­
l�olle angefertigt, die in je einer Ausfertigung dem
Präsidium, der Kirchenleitung und dem Konsistorium
zugeleitet werden.

§ 13 Schließung · der Tagung
Der Präses schließt die Tagung der Synode. 
Züssow, den 7; November 1976 
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